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Vorlage
far die Sondersitzung der stadtischen Deputation
flr Soziales, Jugend und Integration
am 04. August 2017

Vorlage fur die Sitzung des Jugendhilfeausschusses
am 10. August 2017

Mitwirkung der Ortsamter an der Aufstellung der Haushalte 2018/19

A. Problem
Die Ortsamter wirken gemaf 8§ 32 des Ortsgesetzes Uber Beirdte und Ortsamter (OGB) an
der Aufstellung der Haushaltsvorschlage mit. Dort heif3t es:

§ 32 Mitwirkung an der Haushaltsaufstellung und Ausfihrung

(1) Die Ortsamter wirken an der Aufstellung der Haushaltsvoranschlage mit, indem
sie aufgrund von Beschlissen der Beirate Antrage bei der fachlich zustandigen Sena-
torin oder dem fachlich zustandigen Senator stellen.

(2) Die Senatorin oder der Senator leitet den Antrag der zustandigen Deputation und
den parlamentarischen Ausschiissen mit einer Stellungnahme zu. Das Ergebnis der
Beratungen in der Deputation und den parlamentarischen Ausschiissen ist dem
Ortsamt mitzuteilen. Bei Ablehnung sind die Griinde unverziiglich bekannt zu geben.

(...)

Im Vorfeld der Haushaltsberatungen wurden aufgrund von Beschliissen von Beiraten ver-
schiedene Antrage durch die Ortsamter bei der Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen, In-
tegration und Sport gestellt. Diese sind der Ubersicht in Anlage 1 zu entnehmen.

B. LOsung

Die Senatorin fUr Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport leitet die Antrage mit einer
Stellungnahme und einem Beschlussvorschlag mit dieser Vorlage der zustandigen Deputati-
on und dem Jugendhilfeausschuss zu. Soweit es sich um Antrage handelt, die sich auf den
Sportbereich beziehen, werden diese im Rahmen der Sitzung der stadtischen Deputation fur
Sport am 8. August 2017 entsprechend behandelt.

Dieser Vorlage sind als Anlage 2 bis Anlage 16 jeweils der Beschluss des Beirates und die
Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport beigefigt.
Auf diese Weise wird der Anforderung des § 32 Abs. 2 S. 1 OGB gefolgt, jeden Antrag mit
einer Stellungnahme der zustandigen Deputation und den zustandigen Ausschiissen vorzu-
legen.

Eine grolRere Zahl von Antrégen bezieht sich auf das Thema Stadtteilbudget i.S.d. § 32 Abs.
4 OGB, das Rahmenkonzept fur die offene Jugendarbeit (OJA) sowie die Fortfilhrung von
Malnahmen im Rahmen des Integrationsbudgets (,Ankommen im Quartier"). Die Stellung-



nahme der Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport zu diesen Antréagen
erfolgen zusammenfassend fir die jeweiligen Antrage im Folgenden unter I. bis IIl.

I. Offene Jugendarbeit (s. Anlagen 2, 4 und 11)

Der vorgelegte Haushaltsentwurf (vgl. Deputationsvorlage ,Aufstellung der Haushalte
2018/2019) sieht fur die offene Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen im Vergleich zu
den in 2017 eingesetzten Mitteln 195 T€ zuséatzlich in 2018 vor, in 2019 sind es 274 T€.

Das Ressort kann damit die vom Jugendhilfeausschuss beschlossenen MalRhahmen wie
folgt umsetzen:

Zusatzliche Mittel OJA 2018 | 2019
-in T€-
Verstetigung der Mittelbereitstellung zur Erreichung der 117 117
Zielzahlen aus 2015 (bis 2018)
Aufstockung aller Stadtteilboudgets um rd. 1% ab 78 157
01.01.2018 und rd. 1,0% zum 01.01.2019
Summe 195 274

Im Rahmen des Eckwertes sind damit Verbesserungen im Bereich der Offenen Jugendarbeit
maoglich. Die Erh6hungen entsprechen damit auch dem Wunsch der Beirate, die Arbeit in
diesem Bereich zu stérken. Eine Aufstockung dariiber hinaus in der von einigen Beiréaten
gewinschten Hohe ist jedoch nicht mdglich, so dass Antrage abgelehnt werden missen.

Il. Stadtteilbudgets (s. Anlagen 5 und 7)

Zur Einfuhrung von Stadtteilbudgets hat sich der Senat in Umsetzung des Urteiles des Ver-
waltungsgerichts Bremens vom 09.12.2015 (1 K 2236/15) dazu entschieden, dass zunachst
im Bereich des Senators fir Umwelt, Bau und Verkehr ein Stadtteilbudget ausgewiesen wird.
Dieses soll nach seinem ersten Jahr bewertet werden und daraus Ableitungen fir die ande-
ren Ressorts gesammelt werden. Eine solche Bewertung liegt noch nicht vor.

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen und Integration hat dartiber hinaus gepruft, in
welchen Bereichen ihrer Zusténdigkeit Stadtteilbudgets ausgewiesen werden kdnnen. Dabei
galt es vor allem Bereiche zu identifizieren, in denen die Beirate ein entsprechendes Ent-
scheidungsrecht haben und es keine Gbergeordneten Gremien wie bspw. den Jugendhil-
feausschuss mit eigenen Entscheidungsrechten gibt, die der Ausweisung eines Stadtteilbud-
gets entgegenstehen. Nach dieser Auswertung konnten keine Bereiche identifiziert werden,
in denen ein entsprechendes Stadtteilbudget im Rahmen der Eckwerte moglich war.

lll. Ankommen im Quartier (s. Anlagen 8, 12, 13 und 15)

Antrége der Beirate Blumenthal, Obervieland, Hemelingen und Huchtingen zielen darauf ab,
die im Jahr 2016/2017 eingerichteten Beratungsstellen ,Ankommen im Quartier” im Haushalt
2018/2019 abzusichern. Derzeit sind die Arbeitsvertrage der dort beschéftigten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Amtes fiir Soziale Dienste (AfSD) bis Ende 2017 befristet.

Der Ubergang von Zugewanderten von Ubergangswohnheimen (UWH) in eigenen Wohn-
raum findet i.d.R. in Wohngebiete mit preisgiinstigem Wohnraum statt (WiN-Gebiete). Hier
besteht ein besonderer Integrations- und Beratungsbedarf, um Zugange zum Gesundheits-
und Bildungssystem, sowie zu Ausbildung und Arbeit zu schaffen.

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport ist sich der grof3en Her-
ausforderungen, die durch die Zuwanderung entstanden sind, bewusst. Insbesondere in den
sog. WiN-Gebieten — hier ist i.d.R. gunstiger Wohnraum fir Zugewanderte zu finden — wer-
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den daher verschiedene Forderprogramme eingesetzt. Darliber hinaus wurden im Rahmen
des Integrationskonzeptes des Senats insgesamt acht quartiersbezogene Beratungsstellen
an Quartierszentren angegliedert, um Neuzugewanderten altersunabhangig beim ,,Ankom-
men im Quartier” zu unterstitzen. In den o. g. Beiratsbereichen ist dies geschehen im:

- Haus der Zukunft (Mehrgenerationenhaus) / Liissum

- Quartierszentrum Sonnenplatz und Ortsamt / Kattenturm

- Familienzentrum Mobile (Mehrgenerationenhaus) / Hemelingen

- Birger- und Sozialzentrum / Huchting

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport halt die Angebote, die im
Rahmen des Projekts ,Ankommen im Quartier* in den WiN-Gebieten gemacht werden fur
wichtig und integrationsverbessernd.

Im Rahmen der Haushaltsaufstellungen sind diese Beratungsstellen fir Zugewanderte er-
neut angemeldet, damit sie auch in den kommenden Jahren vor Ort zur Verfigung stehen
und die begonnene Arbeit fortsetzen kénnen.

Bei der Haushaltsaufstellung 2018/19 ist vorgesehen, zur Teilfinanzierung des zusétzlichen
migrationsbedingten Personals einen Abbaupfad zu beschreiten, mit dem diese zusatzlichen
Personalausgaben bis 2021 schrittweise abgebaut werden sollen. Dennoch wird es nach
derzeitigem Stand des Haushaltsaufstellungsverfahrens mdglich sein, die zusatzlichen Stel-
len aus dem Integrationsbudget bis Ende 2018 zu verlangern, damit die positiv begonnene
Arbeit in den Quartieren fortgesetzt werden kann. Eine Verlangerung ab 2019 ist abhangig
von der weiteren Entwicklung der Flichtlingszahlen und den damit einhergehenden Bera-
tungs- und Unterstutzungsbedarfen. Daher ist Uber eine weitergehende Verlangerung, erst in
2018 zu entscheiden.

IV. Weitere Antrdge (s. Anlagen 3, 6, 9, 10, 14 und 16)

Bei einigen Antragen, die an die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und
Sport weitergeleitet worden sind, handelt es sich dartiber hinaus nicht um Antrdge zur Haus-
haltsaufstellung bzw. liegen diese nicht in deren Verantwortungsbereich. Diese Antrage sind
ebenfalls in die Ubersicht (Anlage 1) aufgenommen worden und in der Anlage angefiigt.

C. Alternativen
Werden nicht empfohlen, 832 OGB sieht eine Beteiligung der Beirate bei der Haushaltsauf-
stellung vor.

D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/ Gender Prifung

Wenn sich durch einzelne Antrage finanzielle, personalwirtschaftliche oder genderbezogene
Auswirkungen ergeben, werden diese jeweils in der Stellungnahme zum entsprechenden
Antrag aufgeftihrt.

E. Beschlussvorlage
1. Die stadtische Deputation flr Soziales, Jugend und Integration nimmt die Vorlage
nebst Anlagen zur Kenntnis.

2. Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt die Vorlage nebst An-
lagen zur Kenntnis.

3. Zu Anlage 2:
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beira-

tes Burglesum vom 15. November 2016 und die Stellungnahme der Senatorin flr Sozia-
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les, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und empfiehlt der stadtischen
Deputation fir Soziales, Jugend und Integration, dem Beschluss des Beirats Burglesum
vom 15. November 2016 nicht zu folgen.

Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des
Beirates Burglesum vom 15. November 2016 und die Stellungnahme der Senatorin fiir
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und und lehnt den Antrag
des Beirates Burglesum vom 15. November 2016 ab.

4. Zu Anlage 3:
Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des

Beirates Vegesack vom 8. Dezember 2016 und die Stellungnahme der Senatorin fir So-
ziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und lehnt den Antrag des Bei-
rates Vegesack vom 8. Dezember 2017 ab.

5. Zu Anlage 4:
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beira-

tes Obervieland vom 13. Dezember 2016 und die Stellungnahme der Senatorin fir Sozia-
les, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und empfiehlt der stadtischen
Deputation fir Soziales, Jugend und Integration, dem Beschluss des Beirats Obervieland
vom 13. Dezember 2016 nicht zu folgen.

Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des
Beirates Obervieland vom 13. Dezember 2016 und die Stellungnahme der Senatorin fur
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und lehnt den Antrag des
Beirates Obervieland vom 13. Dezember 2016 ab.

6. Zu Anlage 5:
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beira-

tes Osterholz vom 14. Dezember 2016 und die Stellungnahme der Senatorin fir Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und empfiehlt der stadtischen Depu-
tation flr Soziales, Jugend und Integration, dem Beschluss des Beirats Osterholz vom 14.
Dezember 2016 nicht zu folgen.

Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des
Beirates Osterholz vom 14. Dezember 2016 und die Stellungnahme der Senatorin fir
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und lehnt den Antrag des
Beirates Osterholz vom 14. Dezember 2016 ab.

7. Zu Anlage 6:
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Antrag des Beirates

Walle vom 21. Dezember 2016 und die Stellungnahme der Senatorin fir Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und empfiehlt der stadtischen Deputati-
on fur Soziales, Jugend und Integration, den Antrag des Beirats Walle vom 21. Dezem-
ber 2016 nicht zu folgen.

Die stadtische Deputation fir Soziales, Jugend und Integration nimmt den Antrag des
Beirates Walle vom 21. Dezember 2016 und die Stellungnahme der Senatorin fur Sozia-
les, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und lehnt den Antrag des Beira-
tes Walle vom 21. Dezember 2016 ab.

8. Zu Anlage 7:
Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Antrag des

Beirates Oberneuland vom 5. Januar 2017 und die Stellungnahme der Senatorin fur So-
zZiales, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und lehnt den Antrag des Bei-
rates Oberneuland vom 5. Januar 2017 ab.
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9. Zu Anlage 8:
Die stadtische Deputation fir Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss

des Beirates Blumenthal vom 13. Méarz 2017 und die Stellungnahme der Senatorin fur
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und stellt fest, dass
dem Anliegen des Beirates Blumenthal vom 13. Mérz 2017 entsprochen wird.

10. Zu Anlage 9:
Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des

Beirates Vegesack vom 6. April 2017 und die Stellungnahme der Senatorin fir Soziales,

Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und bittet die Senatorin flr Soziales,

Jugend, Frauen, Integration und Sport gemeinsam mit den anderen betroffenen Ressorts
eine Lésung zu finden.

11. Zu Anlage 10:
Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des

Beirates Blumenthal vom 29. Mai 2017 und die Stellungnahme der Senatorin flr Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und lehnt den Antrag des Beirates
Blumenthal vom 29. Mai 2017 ab.

12. Zu Anlage 11:
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beira-

tes Burglesum vom 13. Juni 2017 und die Stellungnahme der Senatorin fur Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und empfiehlt der stadtischen Deputati-
on fur Soziales, Jugend und Integration, dem Beschluss des Beirats Burglesum vom 13.

Juni 2017 nicht zu folgen.

Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des
Beirates Burglesum vom 13. Juni 2017 und die Stellungnahme der Senatorin fir Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und lehnt den Antrag des Beirates
Burglesum vom 13. Juni 2017 ab.

13. Zu Anlage 12:
Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des

Beirates Obervieland vom 13. Juni 2017 und die Stellungnahme der Senatorin flr Sozia-
les, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und stellt fest, dass dem den An-
trag des Beirates Obervieland vom 13. Juni 2017 entsprochen wurde.

14. Zu Anlage 13:
Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des

Beirates Hemelingen vom 15. Juni 2017 und die Stellungnahme der Senatorin fir Sozia-
les, Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und stellt fest, dass dem den An-
trag des Beirates Hemelingen vom 15. Juni 2017 entsprochen wurde.

15. Zu Anlage 14:
Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des

Beirates Horn-Lehe vom 15. Juni 2017 und die Stellungnahme der Senatorin fir Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und lehnt den Antrag des Beirates
Horn-Lehe vom 15. Juni 2017 ab.

16. Zu Anlage 15:
Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des

Beirates Huchting vom 19. Juni 2017 und die Stellungnahme der Senatorin flr Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und stimmt dem Antrag des Beirates
Huchting vom 19. Juni 2017 zu.



17. Zu Anlage 16:

Die stadtische Deputation fur Soziales, Jugend und Integration nimmt den Beschluss des
Beirates Huchting vom 19. Juni 2017 und die Stellungnahme der Senatorin fir Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und stellt fest, dass dem Antrag des
Beirates Huchting vom 19. Juni 2017 weitgehend entsprochen wurde.



Anlage 1 - Ubersicht der Antrage der Beirate

Anlage Beirat Datum Titel Inhalt beantragte Budgets
. bedarfsgerechte Aufstockung des Jahresbudgets fur die offene
2 Burglesum (1) 15.11.2016 Offene Jugendarbeit Jugendarbeit (steigende Personal- und Betriebskosten) /
« . . Bereitstellung der Mittel zur Finanzierung des Téter-Opfer-Ausgleichs und
3 Vegesack (1V) 08.12.2016 Tater-Opfer-Ausgleich Grohner Dihne Schlichten in Nachbarschaften in der Grohner Diine /
. Kinder- und Jugendbe- Unterstitzung der Durchfihrung von Maf3nahmen der Kinder- und je 9.000 € fur 2018 und
4 Obervieland (1) 13.12.2016 teiligung im Stadtteil Jugendbeteiligung im Stadtteil 2019
. Bau einer Jugendeinrichtung auf dem Gelande der Bezirkssportanlage je 350.000 € fur 2018
5 Osterholz (II) 14.12.2016 Stadtteilbudget Osterholz (Initiative des "Jugendireffs Blockdiek") und 2019
Offene Jugendarbeit - Bereitstellung . . - je 48.000 € fur 2018
6 Walle (1V) 21.12.2016 stadtzentraler Mittel Betrieb des Sportparks in der Uberseestadt und 2019
. Forderung nach Ausweisung und Mittelbereitstellung eines
! Oberneuland (11 05.01.2017 Stadtteilbudget Stadtteilbudgets im Einzelplan des Haushalts /
. . Fortfihrung einer halben Stelle "Ankommen im Quartier - Beratung" und
8 Blumenthal (111) 13.03.2017 Ankommen im Quartier Kosteniibernahme fiir 2018 und 2019 /
Forderung an die Senatsressorts Kultur, Soziales, Gesundheit und Arbeit
. . . einen inklusiven Mittagstisch im Gustav-Heinemann-Biirgerhaus zu
9 Vegesack (IV) 06.04.2017 Inklusiver Mittagstisch unterstiitzen und ggfls die erforderlichen HH-Mittel zur Verfligung zu /
stellen
Einrichtung eines Quartiersbildungzentrums vorzugsweise im
Quartiersbildungszentrum in Blumenthaler Rathaus, Aufforderung an die Senatorin fiir Finanzen die
10 Blumenthal (IV) 29.05.2017 Blumenthal erforderlichen Haushaltsmittel fir die Sanierung des Rathauses zur 2.300.000 €
Verfligung zu stellen
11 Burglesum (I) 13.06.2017 Kinder- und Jugendbeirat M_lttelbereltstellung fur_dle qualifizierte padagogische Begleitung des /
Kinder- und Jugendbeirates
. . . Verlangerung der Laufzeit des Projekts "Ankommen im Quartier" bis
12 Obervieland (1) 13.06.2017 Ankommen im Quartier mindestens zum Ende des Jahres 2018 /
. . . Verlangerung der Laufzeit des Projekts "Ankommen im Quartier" Giber den
13 Hemelingen (lIl) 15.06.2017 Ankommen im Quartier 31.12.2017 hinaus /
14 Horn-Lehe (V) 15.06.2017 Begegnungsstatte Horn-Lehe Begegnungsstatte Horn-Lehe als Begegnungszentrum ausweisen und /
finanziell wie bisher férdern
. . . Finanzierung der Stelle "Ankommen im Quartier" in Huchting mit
15 Huchting (I11) 19.06.2017 Ankommen im Quartier mindestens der zur Zeit veranschlagten Personal- und Sachmittel /
Angebote fiir Gefliichtete im Haus der Finanzierung der Stelle "Angebote fiir Gefliichtete im Haus der Familie
16 Huchting (1V) 19.06.2017 9 Huchting" mit mindestens der zur Zeit veranschlagten Personal- und /

Familie Huchting

Sachmittel




Anlage 2

Ortsamt Burglesum Freie
o
% Hansestadt
Bremen
Ortsamt Burglesum « Oberreihe 2 « 28717 Bremen Auskuntft erteilt

Frau Hell-Nogai

Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen, T (04 21) 3 61 7101

Integration und Sport F (04 21) 4 96 7101

uber E-Mail

Frau Tanja Lohmann sabine.hell-
nogai@oaburglesum.bremen.de

Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr Internet.

- Www.ortsamt-

uber burglesum.bremen.de

Beiraete@bau.bremen.de

Datum und Zeichen

Senatorin fur Kinder und Bildung lhres Schreibens

Uber
Mein Zeichen

Frau Anke Warneke (bitte bei Antwort angeben)
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Bremen, 22. November 2016

Antrag des Beirates zur Aufstellung der Haushaltsvoranschlage fur den Haushalt 2018-2019
gemaf § 32 OBG

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Beirat Burglesum hat sich in seiner Sitzung am 15. November 2016 mit der 0.g. Thematik be-
fasst.

Nachfolgend Ubersende ich Ihnen hierzu einen einstimmigen Beschluss mit der Bitte um Berlcksich-
tigung und Umsetzung.

Beschluss:

Gemal 832 (1) Ortsgesetz Uber Beirate und Orts&mter stellt der Beirat Burglesum folgende Antrage
zur Aufstellung der Haushaltsvoranschlage:

1) Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport wird aufgefordert, das Jah-
res-Budget fir die offene Jugendarbeit in Burglesum bedarfsgerecht aufzustocken, damit die
steigenden Personal- und Betriebskosten abgesichert sind und eine notwendige und qualita-
tiv gute Jugendarbeit in allen sehr stark frequentierten vorhandenen Einrichtungen im Stadt-
teil weiterhin gewahrleistet bleibt.

2) Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr wird aufgefordert, die Verbesserung des Heerstra-
Renzuges durch die erarbeiteten MaRhahmenvorschlage von Biirgerforen und Beirat weiter
voran zu treiben und hierfur die erforderlichen Mittel bereitzustellen. Hierzu z&hlen vor allem

Ortsamt Burglesum é\ ] Bus- F (0421) 361 7110 Offnungszeiten
Oberreihe 2 & Fahrstuhl an der Stirn- Haltestelle E-Mail Office@ montags-donnerstags von 9 bis 15 Uhr,
28717 Bremen seite des Gebaudes Lesum / Kirche oaburglesum.bremen.de freitags von 9 bis 13 Uhr

und nach telefonischer Vereinbarung


mailto:Beiraete@bau.bremen.de

3)

4)

5)

6)

die Bereitstellung von Planungskosten fur die Umgestaltung des Goldbergplatzes und des
Platzes an der Burger Heerstral3e.

Die Senatorin fur Kinder und Bildung wird aufgefordert, die Investitionsmittel fur eine Erweite-
rung und Ausstattung der Mensa an der Oberschule an der HelsinkistraRe im Haushalt fur
2018 / 2019 einzustellen. Damit soll eine umfangliche und angebrachte Versorgung aller
Schiler/innen an dieser Ganztagsschule zukinftig erméglicht werden.

Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr wird aufgefordert, Planungsmittel zur Umgestal-
tung des Helsingborger Platzes im Haushalt 2018 / 2019 zur Verfigung zu stellen, um ge-
meinsam mit Blrger/innen, Beirat und Einrichtungen vor Ort ein stadtebauliches Konzept er-
arbeiten zu kdnnen. Derzeit ist der Platz gepragt durch Leerstand und teilweise, fir ein
Wohnquartier untypische Nutzung und wird als ,Angst-Ort* von der Bevdlkerung wahrge-
nommen.

Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr wird aufgefordert, Mittel zur Planung und Gestal-
tung der Woldes Wiese am Raschenkampsweg durch den Haushalt 2018 / 2019 abzude-
cken. In einem Jugendbeteiligungsverfahren und auf Beiratsebene wurden Ideen entwickelt,
wie der Bereich der ehemaligen Baumschule der Offentlichkeit zuganglich gemacht werden
kann und sich der Knoops Park dadurch nach Norden erweitern lasst. Die Errichtung einer
Wegeverbindung und ein Platz fir Jugendliche sind wesentliche Ziele der Erweiterung und
finanziell abzusichern.

Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr wird aufgefordert, den Lickenschluss zwischen
den Larmschutzwanden entlang der Bahntrasse auf der Hoéhe der GronlandstralRe finanziell
mit Mitteln aus dem Haushalt 2018 / 2019 abzusichern.

Die jeweiligen Fachressorts werden gebeten, die Antrdge gemanR 832 (2) Ortsgesetz liber Beirate
und Ortsamter zu bearbeiten.

Fur Rickfragen stehe ich gerne zur Verfligung.

Mit der Bitte um Antwort verbleibe ich

mit freundlichen Grif3en

¢9 i

Florian Boehlke
Ortsamtsleiter



Anlage 3

Ortsamt Vegesack Freie
% Hansestadt
Bremen
Ortsamt Vegesack, Gerhard-Rohlfs-Strate 62, 28757 Bremen Auskunft erteilt Frau Maren Ziim
Zimmer 1.3

An den Senator fur Justiz und Verfassung

Z. Hd. Herrn Sauerwald Tel.: 0421 361-7230
Fax: 0421 496-7230

An den Senator fir Inneres E-Mail:

z. Hd. Herrn Roth office@oavegesack.
R bremen.de

An die Senatorin fir Soziales, Jungend, Datum und Zeichen

Frauen, Integration und Sport Ihres Schreibens

Z. Hd. Frau Lohmann Mein Zeichen -
(bitte bei Antwort angeben)
Durchschriftlich Org--Zeichen 10
Senatorin fur Finanzen Bremen, 12. Dezember 2016

Z. Hd. Frau HeuR

Antrage des Beirates Vegesack fiir die Aufstellung der Haushalte 2018/2019
18. Sitzung des Beirates Vegesack am 8. Dezember 2016

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Beirat Vegesack hat sich wahrend seiner 18. Sitzung am 8. Dezember 2016 mit Antragen fiir
die Aufstellung der Haushalte 2018 / 2019 befasst.

Nach §32 Abs. 1 des Ortsgesetzes Uber Beirate und Ortsamter wirken die Ortsémter an der
Aufstellung der Haushalsvoranschlage mit, indem sie aufgrund von Beschlissen der Beirate
Antrage bei der fachlich zusténdigen Senatorin oder dem fachlich zustidndigen Senator stellen.

Nachfolgend sende ich Ihnen den Antrag und den einstimmig gefassten Beschiuss mit der Bitte um
Kenntnisnahme und weitere Veranlassung zu:

Der Beirat beantragt, die erforderlichen Mitte! fiir die Finanzierung des

Téter-Opfer-Ausgleichs und Schlichten in Nachbarschaften in der Grohner Diine
in den Haushalt 2018 / 2019 einzuplanen und bereitzustellen.

Mit freundlichen Griien

L QWmed

Heiko Dornstedt

Ortsamtsleiter

(5' Eingang, Bus-Haltestelle Sprechzeiten Bankverbindungen
Dienstgebéude Gustav-Heinemann- Mo bis Do. Bremer Landesbank (BLZ 290 500 00) Kto. 1070115000
Stadthaus Vegesack Birgerhaus 8.00 - 15.00 Uhr Landeszentralbank (BLZ 290 000 00) Kto. 29001565

Gerhard-Rohlfs-Str. 62 parkplatz Tiefgarage  Fr. 8.00 - 12.00 Uhr  Sparkasse Bremen (BLZ 290 501 01) Ko, 1090653
28757 Bremen Am Sedanplatz



Stellungnahme zu Anlage 3

Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen Integration und Sport Bremen, 24.Méarz 2017
bearbeitet von
Frau Kodré
Tel. 2559

Stellungnahme zum Antrag des Beirats Vegesack vom 08. Dezember 2016

Allgemeine Einordnung:

Der Antrag zielt darauf ab, dass die erforderlichen Mittel zur Finanzierung des Tater-Opfer-
Ausgleichs und Schlichten von Nachbarschaften in der Grohner Dine im Haushalt

eingeplant werden.

Stellungnahme der Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport:

"Schlichten in Nachbarschaften" ist ein niedrigschwelliges Projekt, das im Rahmen der
Umsetzung des Programmes WiN entstanden ist und in vielen Programmgebieten
durchgefuhrt wird. Diese Form der sozialen Mediation wird in besonders konfliktreichen
Quartieren angeboten. Dort werden dann dezentrale Schlichtungsstellen mit offenen
Sprechstunden eingerichtet, die in mdglichst niedrigschwelligen Stadtteileinrichtungen
angesiedelt sind. Die Sprechstunden stehen jedem Birger und jeder Burgerin offen. Im
Rahmen des Programms WiN werden Projektmittel allerdings variabel und je nach
Bedarfslage eingesetzt. Dies fuhrt dazu, dass die Projekte in den Stadtteilen, darunter ggf.
die Projekte "Schlichten in Nachbarschaften" Projektmittel in unterschiedlicher Héhe bzw.

andere Projektschwerpunkte eine héhere Prioritat erhalten.

Empfehlung:
Unabhéangig vom Programm WiN sieht die Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen,

Integration und Sport keine Mdglichkeit, Mittel zur Finanzierung des Tater-Opfer-Ausgleichs
zur Verfligung zu stellen, da hierfur keine Ressortzustandigkeit besteht. Auch eine
Ausweitung des Projekts "Schlichten in Nachbarschaften" auRerhalb des Programms WiN
kann leider im Haushalt der Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport
nicht dargestellt werden, da es hierfur keine gesetzliche Grundlage bzw. originére

Zustandigkeit gibt.



Anlage 4
Ortsamt Obervieland Freie

& Hansestadt

N
Bremen

Bremen, 14.12.2016

Beschluss

des Beirates Obervieland vom 13. Dezember 2016

Haushaltsantrag zur Zuweisung von Mitteln fiir die Kinder- und Jugendbeteili-
gung im Stadtteil

Der Beirat Obervieland fordert die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und
Sport auf, im Haushalt 2018/19 Mittel in Hohe von jeweils 9.000,00 € jahrlich fiir die Unter-
stiitzung der Durchflihrung von MaRnahmen der Kinder- und Jugendbeteiligung im Stadtteil
vorzusehen.

Begrindung:
Ohne diese Mittel wird es auch in Zukunft nicht mdglich sein, die geforderte politische Beteili-

gung der Kinder und Jugendlichen, z.B. durch Schaffung eines Jugendbeirats, zu gewahrleisten.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Zustimmung

gez. Radolla

Michael Radolla

(Ortsamtsleiter)



Stellungnahme zu Anlage 4

Die Senatorin flr Soziales, Jugend, Bremen, 07.07.2017
Frauen, Integration und Sport
Bearbeitet von Frau Frank
Tel. 361 7744

Stellungnahme zum Antrag des Beirates Obervieland vom 13. Dezember 2016

Allgemeine Einordnung:

Im Antrag des Beirats wird gefordert, Mittel in Hohe von 9.000 € jahrlich fir die Unterstitzung
der Durchfiihrung von MalRnahmen der Kinder- und Jugendbeteiligung zur Verfiigung zu
stellen, da sonst diese Beteiligung und insbesondere die Schaffung eines Jugendbeirates
nicht gewahrleistet werden kann.

Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport:

Die Zustandigkeit fur die Jugendbeirate liegt nicht bei der Senatorin fur Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport. In 8 6 des Ortsgesetzes Uber Beirdte und Ortsamter ist
festgelegt: ,Der Beirat foérdert und untersttitzt das kommunalpolitische Engagement von
Jugendlichen im Beiratsbereich. Der Beirat kann eine Jugendbeirat griinden.”

Gleichwonhl fordert die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport die
Jugendbeteiligung in den Stadtteilen im Kontext des Rahmenkonzeptes fir die Offene
Jugendarbeit, denn die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen bei allen relevanten
Fragen und Prozessen im kommunalen Bereich zu erméglichen und zu fordern, ist einer der
zentralen Auftrage der offenen Jugendarbeit. Die Unterstitzung stadtteilbezogener Formen
der Jugendbeteiligung, zu denen auch die Jugendbeirate gehdren, durch die offene
Jugendarbeit ist im Rahmenkonzept grundsétzlich vorgesehen, auch wenn der Fokus der
Forderung von Jugendbeteiligung durch die offene Jugendarbeit zunachst bei der Gestaltung
der Angebote im Stadltteil liegt. In Obervieland wurde eine von der Senatorin fiir Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport in Kooperation mit dem LidiceHaus initiierte und
maf3geblich finanzierte Jugendbeteiligung durchgefiihrt, die eine Grundlage fiir die
Angebotsgestaltung in der offenen Jugendarbeit bildet (Stadtteilkonzept).

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Hohe Haushaltsmittel fiir den Férderzweck
der stadtteilbezogenen Jugendférderung gesamtstadtisch zur Verfligung stehen. Der
Jugendhilfeausschuss hat mit Beschluss vom 04.08.2016 festgelegt, dass in diesem
Rahmen alle Stadtteilbudgets fiir die offene Jugendarbeit zum 01.07. 2016 um 8,8%
angehoben werden, sowie den Stufenplan zur Erreichung der Zielzahlen im sozial
gewichteten Verteilerschliissel umzusetzen. Der von der Senatorin fir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport vorgelegte Entwurf fir die Haushalte 2018/2019 sieht eine
erneute Anhebung der Anschlage vor. Diese erméglichen in 2018 eine Anhebung aller
Stadtteilbudgets um voraussichtlich 1,0 %; in 2019 eine Anhebung um ebenfalls
voraussichtlich 1,0%. In 2018 kann auRerdem der vom Jugendhilfeausschuss am
11.11.2014 beschlossene Stufenplan zur Erreichung der Zielzahlen im sozial gewichteten
Verteilerschlissel erneut umgesetzt und damit abgeschlossen werden. Obervieland gehort
zu den Stadtteilen, fur die eine Erhéhung der Zielzahlen beschlossen wurde; das
Stadtteilbudget erhdht sich damit bis 2018 um weitere rund 3,3% gegenlber 2014.



Stellungnahme zu Anlage 4

Die Senatorin fUr Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport begri3t die vom Beirat
Obervieland formulierte Forderung und Begriindung fachlich, sieht aber im Rahmen der
durch Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte keine Moglichkeit, dieser durch zusatzliche
Mittel zu entsprechen. Gemald Rahmenkonzept fur die offene Jugendarbeit obliegt es dem
Controllingausschuss im Stadtteil, die Erh6hungen des Stadtteilbudgets bedarfsgerecht
einzusetzen und ggf. Mittel fir den Jugendbeirat oder andere Formen der Jugendbeteiligung
vorzusehen.

Empfehlung:

Die Beirate erhalten fur die stadtteilbezogene Kinder- und Jugendbeteiligung ein
Stadtteilbudget. Zusatzliche Mittel fur z.B. die Schaffung eines Jugendbeirates kénnen im
Rahmen der Eckwerte nicht gewahrt werden. Es wird empfohlen, den Antrag abzulehnen.



Anlage 5

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD, CDU, Biindnis 90/Die Griinen und
Die Linke im Beirat Osterholz in seiner Sitzung am 14.12.2016

Haushaltsantrag 2018 und 2019

Der Beirat Osterholz mdge beschlieBen:

Der Beirat Osterholz bittet die zustandige Jugendsenatorin in den Haushaltsplanen des
Jugendressorts flir die Jahre 2018/2019 jeweils 350.000 Euro als Stadtteilbudget
Osterholz -Jugend- vorzusehen.

Der Beirat Osterholz unterstlitzt die Initiative des Jugendtreffs Blockdiek (Trager die
Bremer Sportjugend), die jetzigen Raumlichkeiten, die vom Martinshof genutzt werden,
aufzugeben und auf dem gegenliberliegenden Gelande der Bezirkssportanlage eine neue
Jugendeinrichtung zu bauen. Die Abstimmungen mit der Fachbehérde, Frau Frank, dem
Sportamt Bremen, Herrn Briinjes, dem Quartiersmanagement Blockdiek, der Gewoba und
auch weiteren moglichen Sponsoren haben stattgefunden. Der Beirat hat bei den
Globalmitteln 2016 einen Betrag von 3.400 Euro fur eine Machbarkeitsstudie zur
Verfligung gestellt. Ebenso aus den Mitteln des Anpassungskonzeptes 2.000 Euro.
Weitere private Sponsoren haben mundlich sich bereit erklart, eine Machbarkeitsstudie zu
unterstiitzen. Allerdings wird hier gefordert, dass ein ebenso groBer Anteil Uber die
staatliche Seite finanziert wird. Wir rechnen damit, dass noch im Haushaltjahr 2017 Gber
Mittel des Jugendsenators bzw. Immobilien Bremen die Restbetrage beigebracht werden
kénnen, um die Gesamtsumme von 30.000 Euro fir die Studie aufzubringen, so dass wir
im Laufe des Jahres 2017/2018 die Machbarkeitsstudie haben. AnschlieBend wiinschen
wir eine zeitnahe Umsetzung des Baus der neuen Jugendeinrichtung, weshalb wir den
Antrag formulieren, jeweils 350.000 Euro im Haushalt der Jugendsenatorin vorzusehen.
Ob es ein Stadtteilbudget Osterholz in Hohe von 350.000 Euro im Jahr 2018 und 350.000
Euro im Jahr 2019 geben wird, entscheiden die zustidndige Fachsenatorin, die
Fachdeputation sowie der Haushaltsgesetzgeber, das Parlament. Allerdings ist dem Beirat
auch das politische Signal wichtig, dass alle Fraktionen sowie das Ortsamt den Bau dieser
Jugendeinrichtung dringend benétigen und stellt deshalb Haushaltsantrage fir die Jahre
2018 und 2019.

Bremen, 14. Dezember 2016

gez. Massmann gez. Hohn gez. Dillmann gez. Last gez. Schluter
(SPD-Fraktion)  (CDU-Fraktion) (GRUNE-Fraktion) (LINKE-Fraktion) (Ortsamt Osterholz)



Stellungnahme zu Anlage 5

Die Senatorin flr Soziales, Jugend, Bremen, 20.07. 2017
Frauen, Integration und Sport Bearbeitet von Herr Lenhart
Tel. 361 10300

Stellungnahme zum Antrag des Beirates Osterholz vom 14. Dezember 2016

Allgemeine Einordnung:

Im Antrag des Beirats wird gefordert, Mittel fir den Neubau einer Jugendeinrichtung in 2018
und 2019 zur Verfliigung zu stellen.

Stellungnahme der Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport:

Jugendarbeit unterstiitzt junge Menschen auf ihrem Weg zu persdnlicher Selbstandigkeit und
sozialer, wie beruflicher Integration. Die Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen, Integration
und Sport foérdert daher im Kontext des Rahmenkonzeptes fiir die Offene Jugendarbeit der
Stadtgemeinde Bremen Jugendeinrichtungen, wie den Jugendtreff Blockdiek im Stadtteil
Osterholz.

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Hohe Haushaltsmittel fiir den Férderzweck
der stadtteilbezogenen Jugendférderung gesamtstadtisch zur Verfligung stehen. Der
Jugendhilfeausschuss hat mit Beschluss vom 04.08.2016 festgelegt, dass in diesem
Rahmen alle Stadtteilbudgets fir die offene Jugendarbeit zum 01.07. 2016 um 8,8%
angehoben werden, sowie den Stufenplan zur Erreichung der Zielzahlen im sozial
gewichteten Verteilerschliissel umzusetzen. Der von der Senatorin fir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport vorgelegte Entwurf fur die Haushalte 2018/2019 sieht eine
erneute Anhebung der Anschlage vor. Diese erméglichen in 2018 eine Anhebung aller
Stadtteilbudgets um voraussichtlich 1,0 %; in 2019 eine Anhebung um ebenfalls
voraussichtlich 1,0%. In 2018 kann aufRerdem der vom Jugendhilfeausschuss am
11.11.2014 beschlossene Stufenplan zur Erreichung der Zielzahlen im sozial gewichteten
Verteilerschliissel erneut umgesetzt und damit abgeschlossen werden. Osterholz gehort
nicht zu den Stadstteilen, fir die eine Erh6hung der Zielzahlen beschlossen wurde. Der sozial
gewichtete Verteilerschlissel hatte vielmehr eine Reduzierung des Stadtteilbudgets um ca.
1,6% vorgesehen. Durch den Beschluss, keine Umverteilung vorzunehmen, sondern die im
sozial gewichteten Verteilerschliissel ermittelten hheren Mittelkontingente fur andere
Stadltteile in einem Stufenplan bis 2018 durch Erh6hungen der Haushaltsanschlage fiir die
offene Jugendarbeit zu erreichen, ist der Stadtteil bei der Mittelverteilung daher im Vergleich
beglnstigt worden. Osterholz hat trotz der ermittelten niedrigeren Zielzahlen von der
Erhéhung aller Stadtteilbudgets zum 01.07.2016 profitiert und soll auch in 2018 und 2019 die
im Rahmen der Eckwerte vorgesehene lineare Erhéhung aller Stadtteilbudgets erhalten.

Die in der Begriindung zum Antrag vom Beirat Osterholz erwahnte Machbarkeitsstudie zum
Neubau des Jugendtreffs Blockdiek bildet die Grundlage fiir weitere Uberlegungen zur
Finanzierung des Vorhabens. Ohne vorliegendes Ergebnis der Studie und in Hinblick auf die
durch Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte, begri3t die Senatorin fur Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport die vom Beirat Osterholz formulierte Forderung zwar fachlich,
sieht aber keine Moglichkeit, dieser durch zusatzliche Mittel zu entsprechen.



Stellungnahme zu Anlage 5

Empfehlung:
Es wird empfohlen, den Antrag abzulehnen.



Anlage 6

Ortsamt West o, [Freie
Stadtteilmanagement % Hansestadt
Bremen
Ortsamt West ° Waller Heerstr. 99 ° 28219 Bremen Auskunft erteilt:
. Ulrike Pala
An
o die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, e
Integration und Sport

7 . .. " E-Mail:
e die Senatorin flr Finanzen ulrike.pala@oawest.bremen.de
tber die Senatskanzlei — Referat 14 — gl - Lo T N

Herrn Klaus Krancke
Bremen, den 21.12.2016

Haushaltsantrag gemaR § 8 Abs. 4 Ortsgesetz iiber Beirite und Ortsimter

Sehr geehrter Herr Krancke,

in der Anlage Ubersende ich Ihnen einen Haushaltsantrag des Beirates Walle mit der Bitte
um Weiterleitung an die entsprechenden senatorischen Stellen.

Das Original tibersende ich lhnen per Botenpost.
Mit freundlichen GriiRen

L. Pals

Ulrike Pala
- Ortsamtsleiterin -

& Eingang Dienstgebiude m Straflenbahn Bremer Landesbank
Linie 2 u. 10 IBAN: DE27 2905 0000 1070 1150 00 BIC: BRLADE22XXX
Waller Heerstr. 99 Waller Heerstr. 99 Haltestelle Deutsche Bundesbank Filiale Hannover
28219 Bremen Waldau-Theater IBAN: DE16 2500 0000 0025 0015 30 BIC: MARKDEF 1250

Sparkasse Bremen (BLZ 290 501 01) Kto. 1090653
IBAN: DE73 2905 0101 0001 0906 53 BIC: SBREDE22

ﬁ Parkméglichkeiten gibt es in der Tiefgarage des Walle-Centers (Reihe 46, Eingang zum Ortsamt von der Tiefgarage aus)

Dienstleistungen und Informationen der Verwaltung unter Tel. (0421) 361-0, www.transparenz.bremen.de, www.servicde.bremen.de



Haushaltsantrag 2018 / 2019

Antrag des Beirates Walle gemaR § 8 Abs. (4 ) Ortsgesetz iiber Beirite und Ortsamter
. an die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport
o an die Senatorin fiir Finanzen
zur Haushaltsaufstellung in der Stadtgemeinde Bremen 2018/2019

Antragssumme: 48.000 € pro Jahr 2018/2019 und fortlaufend )
far: Betrieb des Sportparks im Uberseepark in der Uberseestadt (Walle)

Der Beirat Walle beantragt bei der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und
Sport und bei der Senatorin fir Finanzen,
e den Sportpark im Uberseepark im Doppelhaushalt 2018/2019 in der finanziellen
Férderung entsprechend und angemessen zu beriicksichtigen,
e aus diesen Mitteln eine Vollzeitstelle Sportpadagogische Begleitung zu finanzieren
und fir diese Stelle bereits im laufenden Haushaltsjahr 2017 eine finanzielle Losung von
€ 40.000,00 zu finden.

Der Beirat Walle begriit die durch Frau Blumenberg, Referatsleitung Junge Menschen Walle,
erfolgte Anmeldung des Projektes zur Férderung fiir stadtzentrale und stadtteillibergreifende
Angebote der offenen Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und beantragt, dass dieser
Finanzbedarf entsprechend realisiert wird.

Begrindung:

Der Beirat Walle begleitet seit vielen Jahren intensiv die Entwicklung, Ausgestaltung und
inhaltliche Arbeit der Skater- und Sportanlage in der Uberseestadt. Das Projekt wird sehr gut
angenommen und hat sich zu einem attraktiven Anziehungspunkt fiir Kinder und Eltern sowie
altere Jugendliche aus der gesamten Stadt entwickelt. Der Beirat Walle halt deshalb mehr
Prasenz auf der Anlage und eine Erweiterung der sportpddagogischen Begleitung. fiir
erforderlich.

Der Verein Sportgarten e.V. betreut das Projekt ,Sportpark im Uberseepark® und kann aufgrund
fehlender finanzieller Mittel derzeit lediglich ein stundenweises Angebot mit sportpadagogischer
Begleitung anbieten. Der Bedarf eines kontinuierlichen Betreuungsangebotes ist an dieser
Stelle unseres Erachtens jedoch dringend erforderlich. Unter den derzeitigen finanziellen
Rahmenbedingungen ist daher der Bestand des Angebotes gefahrdet und eine
Weiterentwicklung unméglich. Der Beirat Walle unterstiitzt eindringlich die Bemihungen des
Sportgarten e.V. um den Einsatz einer kontinuierlichen Ansprechperson, die Angebote rund um
den Sportpark initiiert und koordiniert, die Kooperation mit den Schulen im Bremer Westen
vertieft und entsprechende Netzwerkpflege betreibt.

Waéhrend die Antragssumme fiir 2018/2019 und dann fortlaufend € 48.000,00 pro Jahr lautet,
muss fur das Jahr 2017 eine finanzielle Lésung gefunden werden. Es besteht ein
Finanzierungsbedarf in 2017 von 40.000 €, da Uber den Controlling—Ausschuss fir 2017
einmalig ca. 20.000 € (statt bisher 12.000 €) bewilligt werden konnten. Diese Summe ist aber im
Rahmen der OJA-Mittel voraussichtlich nicht zu halten, so dass sich ab 2018 wieder ein Bedarf
in Hohe von 48.000 € ergibt.

Zur Information: Der Beirat Walle hat sich bereits mehrmals fiir die Forderung aus

stadtzentralen Mitteln ausgesprochen (gemaR beiliegender Beiratsbeschliisse vom 28.01.2015
und 17.02.2015).

Bremen, den 21.12.2016



Stadtteilbeirat Walle
Fachausschuss Soziales, Jugend und Gesundheit

Beschluss vom 28.01.2015:
Park in der Uberseestadt als gesamtstadtisches Angebot in die Férderung aufnehmen

Der Stadtteilbeirat Walle fordert die Senatorin fir Soziales-Kinder-Jugend und Frauen auf,
den Park in der Uberseestadt mit seinen gesamtstadtisch ausgerichteten Angeboten, in die
Forderkategorie fur zentrale Angebote des ,Rahmenkonzepts fur offene Jugendarbeit (O-
JA), aufzunehmen und die Mittelausstattung fir zentrale Angebote entsprechend zu erwei-
tern.

Dem Stadtteilbeirat Walle ist zeitnah, vor der Uberarbeitung der Férderrichtlinie und deren
Verabschiedung durch den Jugendhilfeausschuss (JHA), zu berichten.

Begriindung

Der Park in der Uberseestadt ist mit einer breiten Beteiligung von Jugendlichen und einer
intensiven Begleitung durch die Stadtteilpolitik, konzeptionell entwickelt worden.

Die Praxis zeigt wie positiv dieses Angebot angenommen wird. Es ist schon jetzt eine At-
traktion flr Jugendliche aus Walle und gesamten Bremer Westen. Die Besucherinnen kom-
men dariiber hinaus in einem grolten MaRe aus allen Stadtteilbereichen Bremens.

Die Konzeption und der erfolgreiche Start dieser Einrichtung, belegen es in der Praxis ein-
deutig: Dieses ist ein gesamtstadtisch ausgerichtetes Angebot, das von den Jugendlichen
aus ganz Bremen angenommen wird. '

Die Uberseestadt, der neue Ortsteil im Stadtteil Walle, entwickelt sich dynamisch. Weitere
Wohnungsprojekte, insbesondere auch im Segment des sozialen, geférderten Wohnungs-
baus, werden realisiert. Immer mehr Bewohnerinnen und Bewohner ziehen in diesen Ortsteil.

(FA ,Soziales, Jugend und Gesundheit”: einstimmiger Beschluss vom 28.01.2015)



Bekraftigung des Beschlusses und Ergénzung (jeweils letzter Spiegelstrich) des Beirates Walle

zum Beschluss der Stadtteilbeirate Findorff, Gropelingen und Walle vom 25.11.2014

Kinder- und Jugendférderung bedarfsgerecht absichern

Die Beirate des Bremer Westens fordern die Senatorin fiir Soziales, Kinder, Jugend und Frauen auf, die
offene Kinder- und Jugendarbeit abzusichern.

Wir begrliRen ausdriicklich die Entscheidung, dass zwischen den Stadtteilen keine Umverteilungen
vorgenommen wurden und somit die bestehende Jugendarbeit weiter fortgesetzt werden kann. Die
Beirate lehnen eine Umverteilung zu Lasten anderer sozialer Angebote oder sozial benachteiligter
Menschen ab!

Die derzeitige Erhohung von 100.000€ fiir 2015 ist nicht ausreichend, sie ist auf mind. 450.000€ zu
erhGhen. Als erster Schritt ist die sofortige Erhéhung der Budgets von Grépelingen (um 229.000€)
und Walle (um 52.000€) gemaR der anerkannten Bedarfe It. Sozialindikatoren vorzunehmen. Eine
stufenweise, langwierige Anpassung (iber mehrere Jahre lehnen wir ab.

Auf Grundlage des neuen Rahmenkonzeptes (OJA) und der damit erweiterten Aufgaben in der
Praxis, sowie fiir den Mehraufwand in der Verwaltung sind weitere personelle und finanzielle
Ressourcen erforderlich. Fiir die langfristige Absicherung der offenen Kinder- und Jugendarbeit sind
die - finanziellen Ansédtze bei den nachsten Haushaltsaufstellungsverfahren zu planen und
umzusetzen.

Die Beirate fordern eine zeitnahe Renovierung und energetische Sanierung der genutzten
stadtischen Immobilien.

Der Beirat Walle fordert die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport auf, den
Sportpark in der Uberseestadt als zentrale, stadtische Aufgabe anzusehen und die diesbeziiglichen
Aktivitaten des Sportgarten e.V. durch finanzielle Zuwendungen in ausreichender Héhe abzusichern.

Begrundung:

Die errechneten Budgets fir die stadtteilbezogenen Kinder und Jugendarbeit ergeben den
erforderlichen finanziellen Rahmen. Damit die bestehende Arbeit mit Kindern und Jugendlichen auf
ihrem Niveau fortgesetzt werden kann, hat das Sozialressort entschieden keine finanzielle
Umschichtung vorzunehmen. Diese Entscheidung wurde von den Beiraten begriifit.

Die Konsequenz im Sinne einer Stadtteilgerechtigkeit bedeutet eine Erhéhung des Gesamtbudgets
auf 450 000€ p.A. Das Budget wurde aber fiir 2015 nur um 100.000€ erweitert, die nicht annahernd
den anerkannten finanziellen Mehrbedarf in 7 Stadtteilen abdecken kann. Das anspruchsvolle
Rahmenkonzept OJA beinhaltet neue Aufgabenbereiche und bedeutet eine Qualitatserweiterung in
der offenen Kinder-und Jugendarbeit. Damit die Umsetzung in allen Stadtteilen gelingen kann, sind
ausreichende finanzielle Ressourcen zur Verfigung =zu stellen, um verldssliche
Rahmenbedingungen herzustellen. Die erhéhten Anforderungen an die Verwaltung sind mit
Personalstunden zu hinterlegen.

Nur eine auskommliche Finanzierung sichert den sozialen Zusammenhalt und bedeutet eine
gesellschaftliche Teilhabe fir Kinder und Jugendliche. Die Umsetzung des Rahmenkonzeptes
(OJA) leistet damit einen Beitrag zur inklusiven Arbeit, zur Armutsbekampfung, zur Prévention und
bedeutet eine wesentliche Unterstitzung fiir den Bildungs- und Lebensweg von Kindern und
Jugendlichen.

Als stadtische Immobilienverwaltung ist Immobilien Bremen fiir. Sanierung und Renovierung
zustandig. Unangemessen hohe Energiekosten diirfen nicht weiter die Einrichtungsetats belasten!
Der Sportgarten e.V. tragt durch sein Angebot ganz erheblich dazu bei, die Attraktivitit der
Uberseestadt fur Bewohnerlnnen des Bremer Westens und dariiber hinaus zu steigern. Um den
Bedurfnissen der Nutzerinnen und Nutzer weiterhin gerecht werden zu kénnen, sieht es der Beirat
als notwendig an, neben dem weiteren Ausbau auch die padagogische Betreuung der Einrichtung
dauerhaft sicher zu stellen.”

Bremen, den 17.02.2015
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Die Senatorin flr Soziales, Jugend, Bremen, 07.07.2017
Frauen, Integration und Sport
Bearbeitet von Frau Frank
Tel. 361 7744

Stellungnahme zum Antrag des Beirates Walle vom 21. Dezember 2016

Allgemeine Einordnung:

Im Antrag des Beirats wird gefordert, den Park in der Uberseestadt mir den aus Sicht des
Beirates gesamtstadtisch ausgerichteten Angeboten in die Férderkategorie fir zentrale
Angebote des Rahmenkonzeptes fir die offene Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen
aufzunehmen und die Mittelausstattung fur zentrale Angebote entsprechend zu erweitern.

Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport:

Dem Wunsch des Jugendhilfeausschusses folgend wurde der Konzeptentwurf des
Rahmenkonzeptes der Offenen Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen in breiter
Beteiligung erarbeitet. Die adhocAG offene Jugendarbeit, an der Vertreter/innen der freien
Trager und des Jugendamtes, vor allem aber von 13 Stadtteilbeiraten teilnahmen, hat in finf
Sitzungen Grundzige der Mittelverteilung und Strukturvorschlage zur stadtteilbezogenen
Umsetzung diskutiert und Vorschldge eingebracht. Die AG nach § 78 SGB VIII zur Kinder-
und Jugendférderung hat sich in drei Sitzungen mit dem Zwischenstand und mit der
Entwurfsfassung befasst.

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Hohe Haushaltsmittel fur den Forderzweck
der stadtteilbezogenen Jugendférderung gesamtstadtisch zur Verfiigung stehen. Der
Jugendhilfeausschuss hat mit Beschluss vom 04.08.2016 festgelegt, dass in diesem
Rahmen alle Stadtteilbudgets fir die offene Jugendarbeit zum 01.07. 2016 um 8,8%
angehoben werden, sowie den Stufenplan zur Erreichung der Zielzahlen im sozial
gewichteten Verteilerschliissel umzusetzen. Die Haushaltsanschlage 2016/17 liel3en den
Beschliissen des Jugendhilfeausschusses entsprechend keine Spielrdume fir die
Ausweitung der Férderung von Angeboten mit tiberregionaler Bedeutung.

Der von der Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport vorgelegte
Entwurf fir die Haushalte 2018/2019 sieht eine erneute Anhebung der Anschlage fir die
offene Jugendarbeit vor. Diese ermdglichen in 2018 eine Anhebung aller Stadtteilbudgets um
voraussichtlich 1,0 %; in 2019 eine Anhebung um ebenfalls voraussichtlich1,0%. In 2018
kann auRerdem der Stufenplan zur Erreichung der Zielzahlen im sozial gewichteten
Verteilerschlissel erneut umgesetzt und damit abgeschlossen werden. Fir die Ausweitung
der Férderung von Angeboten mit Gberregionaler Bedeutung sieht der Haushaltsentwurf
keine Spielrdume vor.

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport sieht ebenso wie der
Beirat Walle die Notwendigkeit, im Rahmenkonzept fur die offene Jugendarbeit Angebote
von Uberregionaler Bedeutung verstarkt zu férdern. Im Rahmen der durch Senatsbeschluss
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festgelegten Eckwerte sieht sie jedoch keine Mdéglichkeit, dem durch zusétzliche Mittel zu
entsprechen.

Empfehlung:

Es wird empfohlen, den Antrag abzulehnen.
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Ortsamt Oberneuland Die Senazonfff}??ogﬁjg; Freie
arn Vgt T i,
Fraven, Integration uiid SN ansestadt
(] e
03 Jan. 27 Premen

/Auskunft erteilt
e jJens Knudtsen
Ortsamt Oberneuland, Miihlenfeldstrafie 16, 28355 Bremen -\\_‘___J
T (04 21) 361 11854
F (04 21) 496 11854

An die E-mail:
Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, office@oaoberneuland.bremen.de
Integration und Sport Datum und Zeichen
Bahnhofsplatz 29 Ihres Schreibens

Mein Zeichen
28195 Bremen (bitte bei Antwort angeben)

Bremen, 5. Januar 2017

Mitwirkung des Beirats Oberneuland an der Haushaltsaufstellung 2018/2019 und
Ausfithrung gemaB § 32 (1) des Ortsgesetzes iiber Beiriite und Ortsdmter (OBG)

hier: Ausweisung von stadtteilbezogenen Mitteln (Stadtteilbudget) fir den Stadtteil Oberneuland
im Einzelplan Ihres Ressorts gemé&n § 32 (4) OBG

Der Ortsgesetzgeber hat in § 32 (4) OBG festgelegt, dass in den Einzelplanen der Ressorts
stadtteilbezogene Mittel (Stadtteilbudgets) auszuweisen sind, Uber die die Beirdte zu entscheiden
haben.

Nach § 10 (1) Nrn. 4 und 5 OBG entscheidet der Beirat tiber die Organisation und Durchflhrung von
Gemeinschaftsveranstaltungen im Stadtteil bzw. ber die Planung und Durchfiihrung eigener
stadtteilorientierter sozial-, kultur- und umweltpolitischer Projekte. Wesentliche Teilaufgaben dieser
Aufzéhlung fallen in den fachlichen Zusténdigkeitsbereich lhres Ressorts. Nach dem Willen des
Ortsgesetzgebers ist fir diese Aufgaben ein Stadtteilbudget im Einzelplan lhres Ressorts zu bilden.
Dieser Verpflichtung ist Ihr Ressort bisher nicht nachgekommen, u.a. wegen fehlender Ausweisung
von Mitteln fir den genannten Zweck im Doppelhaushalt 2016/2017, Der Beirat Oberneuland
erwartet zur Erfillung der rechtlichen Verpflichtung zur Ausweisung eines Stadtteilbudgets die
erforderliche Mittelbereitstellung im Rahmen des laufenden Haushaltsaufstellungsverfahren fiir die
Jahre 2018/2019.

GemaR § 32 (2) OBG bittet der Beirat Oberneuland diesen Antrag der zusténdigen Deputation und

den parlamentarischen Ausschiissen zu (bermitteln und das Ergebnis der Beratungen in diesen
Gremien dem Ortsamt mitzuteilen.

Im .Aﬁﬁrag o
’Knudtse%

Ortsamtsleiter
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Ortsamt Blumenthal - Freie
. Ko
- Amtsleitung - 0\ Hansestadt
' Bremen
Ortsamt Blumenthal, Landrat-Christians-Str. 99a, 28779 Bremen Auskunft erteilt:

. . . . Herr Nowack -
~ Die Senatorin fiir Finanzen

Rudolf-Hilferding-Platz 1 Tel.: 0421/361-7420
28195 Bremen Fax: 0421 / 496-7420

e-mail;.
_ ia G i fi i joerg-peter.nowack
Die Senatorin fir Soziales, Jugend, o renthel bromen.de
Frauen und Sport
Bahnhofsplatz 29 Datum und Zeichen

lhres Schreibens
28195 Bremen
Mein Zeichen
(bitte bei Antworten angeben)

Vorab per Mail: pn/hr 1817
Monika.Heuss@finanzen.bremen.de -
Tanja.Lohmann@soziales.bremen.de Bremen, 15.03.2017

Haushaltsantrag gemiR § 3é (1) OrtsbeirG
Beiratsbeschluss vom 13.03.2017

Sehr geehrte Damen und Herren,

den folgenden Haushaltsantrag des Beirats Blumenthal (ibersende ich lhnen mit der Bitte um
Kenntnisnahme und Berticksichtigung:

Die Stadtgemeinde Bremen wird aufgefordert, die halbe Stelle ,,Ankommen im Quartier -
Beratung" im Haus der Zukunft vom Amtfiir Soziale Dienste weiter zu bewilligen und die
Kosten dafiir inden Haushalt 2018/2019 einzustellen.

Begriindung:

Bei der groBen Fliichtlingswelle 2014/2015 ging es in erster Linie darum, den Menschen in
Zelten, Notunterkiinften und Ubergangswohnheimen ein Dach iiber dem Kopf zu bieten
und sie zu versorgen. Nach dieser temporiren Unterbringung in Gemeinschafts-
unterkiinften sind ca. 3.500 gefliichtete Menschen in Bremen nun in eigene Wohnungen
gezogen, insbesondere in Stadtteile mit preiswertem Wohnraum wie z.B. nach Liissum-
Bockhorn, das als WiN-Quartier geférdert wird.

SeitNovember 2016 istdie halbe Stelle ,,Ankommen imQuartier — Beratung" im Haus der
Zukunftin Lissum besetzt. Allerdings ist diese halbe Stelle beim Amtfiir Soziale Dienste
nur befristet bis Ende 2017.

Da der Zustrom aus den Ubergangswohnheimen in die Quartiere noch lange anhalten wird
und damit auch die Beratungsstelle im Haus der Zukunft (iber das Jahr 2017 hinaus
benétigt wird, fordert der Beirat die Aufnahme dieser halben Stelle inden Haushalt
2018/2019, um eine gut angelaufene Arbeit weiter gewihrleisten zu kénnen.

m Sprechzeiten Bankverbindungen

Dienstgebidude / Eingang Bus-Linie 90/91 Mo. - Do. Bremer Landesbank

Landrat-Christians-Str. 99a Haltestelle: 09.00 - 15.00 Uhr IBAN: DE27 2905 0000 1070 1150 00 BIC: BRLADE22XXX
28779 Bremen Blumenthal/Mark Fr. 09.00 ~ 13.00 Uhr Sparkasse Bremen

Oder nach Vereinbarung IBAN: DE73 2905 0101 0001 0906 53 BIC: SBREDE22
Deutsche Bundesbank, Filiale Hannover
IBAN: DE16 2500 0000 0025 0015 30 BIC: MARKDEF1250
Dienstleistungen und Informationen der Verwaltung unter Tel. (0421) 361-0

www.transparenz.bremen.de, www.service.bremen.de
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Fir Rickfragen stehe ich gern zur Verflgung.

Zusétzlich bitte ich darum, gemaB den Bestimmungen des Bremischen Informationsfreiheitsgesetzes
zu prifen, ob Ihre Antwort auf diesen Beiratsbeschluss auf der Internetseite unseres Ortsamtes
verdffentlich werden darf und um entsprechende Mitteilung.

Mit freundlichen GriiBen

Durchschrift zur Kenntnis:
Nowack Der Prasident des Senats
Ortsamtsleiter Birgermeister Dr. Carsten Sieling
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Ortsamt Vegesack o Freie
g’: Hansestadt

Bremen

Ortsamt Vegesack, Gerhard-Rohlfs-Strae 62, 28757 Bremen Auskuntt erteilt Frau Maren Zilm
Zimmer 1.3

An den Senator fur Kultur Tel.: 0421 361-7230

z.Hd. Herrn Dimpfl Fax: 0421 496-7230

i S E-Mail:

An die Senatorin fiir office@oavegesack.bremen.de

So}ziljter, JuE;er?d, Frauen, Integration u. Sport Datum und Zeichen

Z. . Frau Lehmann |lhres Schreibens

. . : = Mein Zeichen
An den Senator fur Wirtschaft, Arbeit u. Hafen (bitte bel Antwort angeben)
z. Hd. Herrn Brunf3en Org.-Zeichen 10

An die Senatorin fir Bremen, 12.04.2017

Wissenschaft, Gesundheit und
Verbraucherschutz
Z. Hd. Herrn Hinrichsen

Gustav-Heinemann-Biirgerhaus
23. Sitzung des Beirates Vegesack am 6.4.2017

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Beirat Vegesack hat sich wahrend seiner 23. Sitzung am 6. April 2017 mit dem Gustav-
Heinemann-Burgerhaus befasst.

Anliegend sende ich Ihnen den einstimmig gefassten Beschluss mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung zu.

Mit freundlichen GriiRen

-l Sy

Heiko Dornstedt
Ortsamtsleiter

Durchschriftlich
An das Kulturbiro

Internet: http://www.ortsamt-vegesack.bremen.de Bus-Haltestelle Sprechzeiten
Dienstleistungen und Informationen der Verwaltung unter Gustav-Heinemann-Biirgerhaus Mo. bis Do.
Tel. (0421) 361-0, Parkplatz Tiefgarage 8.00 - 15.00 Uhr

www.transparenz.bremen.de, www.service.bremen.de Am Sedanplatz Fr. 8.00 - 12.00 Uhr




Beirat Vegesack

Bremen 06.04.2017

Antrag der SPD

Gustav-Heinemann-Biirgerhaus

Mit einer Enthaltung einstimmiger Beschluss des Beirates Vegesack

Der Beirat Vegesack begriilt ausdriicklich die programmatische Ausrichtung
des Gustav-Heinemann-Biirgerhauses seit der Sanierung im Jahre 2012. Die
Geschiftsfiihrung wird ausdriicklich ermuntert, auf diesem Weg weiter zu
machen. Das Gustav-Heinemann-Biirgerhaus soll auch zukiinftig ein Treffpunkt
fiir Jung und Alt aller Bevélikerungsschichten sein.

Einstimmiger Beschluss des Beirates Vegesack

Dariiber hinaus begriifit der Beirat Vegesack das Ziel der Geschéftsfiihrung, so
bald wie méglich im Gustav-Heinemann-Biirgerhaus einen inklusiven
Mittagstisch anzubieten. Die Senatsressorts fiir Kultur, Soziales, Gesundheit und
Arbeit werden aufgefordert, dies zu unterstiitzen und die hierfiir ggf.
erforderlichen Haushaltsmittel bereitzustellen.
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Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen Integration und Sport Bremen, 10. Juli 2017
bearbeitet von
Frau Kodré
Tel. 2559

Stellungnahme zum Antrag des Beirats Vegesack vom 06. April 2017

Allgemeine Einordnung:

Der Antrag zielt darauf ab, dass die Senatsressorts Kultur, Soziales, Gesundheit und Arbeit,
einen inklusiven Mittagstisch im Gustav-Heinemann-Bulrgerhaus unterstiitzen und ggf. die
erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfligung stellen.

Stellungnahme der Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport:

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport unterstiitzt das Vorhaben
im Gustav-Heinemann- Blrgerhaus, ein inklusives Mittagsangebot zu schaffen. Damit wirde
die inklusive Ausrichtung des Stadtteils Vegesack gefordert und es kdnnten
Beschaftigungsplatze fur seelisch behinderte Menschen geschaffen werden.

Die Vertreter der Ressorts Kultur, Gesundheit und Soziales haben sich zu Beginn 2016 mit
der Geschaftsfihrung des Gustav-Heinemann-Blrgerhauses und dem Geschéftsfiihrer der
Gesellschaft fur integrative Beschaftigung mbH (GiB) getroffen, um sich Giber das geplante
Projekt zu informieren. Die GiB betreibt bereits das Café Brand in Gropelingen und die
Gemusewerft, die als Modellprojekte tber die Eingliederungshilfe geférdert werden. Im Juni
2016 hat die GiB ein Konzept vorgelegt und die Erweiterung seines Modellprojektes um 14
entgeltfinanzierte Beschaftigungsplatze beantragt. Zunachst waren aul3erdem
vergaberechtliche Fragen zu klaren, die nun positiv beantwortet werden konnten.

Empfehlung:

Die Haushaltsmittel fir die Beschaftigung von seelisch behinderten Menschen im Rahmen
von entgeltfinanzierten Beschaftigungsplatzen werden von der Senatorin fur Wissenschatft,
Gesundheit und Verbraucherschutz zur Verfligung gestellt. Insofern betrifft der Antrag auf
Haushaltsmittel nicht unmittelbar die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und
Sport.

Dennoch ist auch die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport bemiht,
eine alternative Lésung zu finden. Durch die Zusammenarbeit der Werkstatt Bremen mit der
GiB oder einem anderen freien Trager kdnnte die Realisierung des inklusiven Angebots im
Birgerhaus moglich werden, da es einen Rechtsanspruch auf Werkstattplatze gibt. Die
Ressorts fur Soziales und Gesundheit haben die unterschiedlichen Akteure aufgefordert,
entsprechende Vorschlage zu unterbreiten. Nach der Sommerpause sollen konkrete
Gesprache gefihrt werden. Diese Umsetzungsmaoglichkeit eines inklusiven Mittagstisches
sollen im Herbst abschlieRend gepriift sein.
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Die}Senato‘rfn fiir Soziates, Jugenq,
Frauen, Integration ynd Sport |

Ortsamt Blumenthal - | o Freie
- Amtsleitung - =], Jum 2017 Hansestadt
Bremen
LN
Ortsamt Blumenthal, Landrat-Christians-Str. 99a, 28779 Bremen Auskunft erteilt:
B . ) Herr Nowack
Die Senatorin fiir Soziales, Jugend,
H Tel.: 0421/ 361-7420
Frauen, Integration und Sport Fae 0421 / 4967450
Bahnhofsplatz 29
e-mail:
281 95 Bremen joerg-peter.nowack
@oablumenthal.bremen.de
Datum und Zeichen
Ihres Schreibens
Mein Zeichen
(bitte bei Antworten angeben)
Vorab per Mail: phr21_17
david.lukassen@soziales.bremen.de Bremen, 30.05.2017

Haushaltsantrag gemaB § 32 (1) OBG
Beiratsbeschluss vom 29.05.2017

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Beirat Blumenthal berat seit Monaten intensiv Giber die groRRen Herausforderungen, die sich mit

der Zuwanderung in den Stadtteil verbinden.
Blumenthal erlebt aktuell das groRte Bevélkerungswachstum aller Stadtteile. Fast das gesamte

quantitative Wachstum entsteht durch Zuwanderung.

Diese Zuwanderung teilt sich auf in Gefliichtete, die ihre erste eigene Wohnung beziehen. Hier ist
insbesondere das Quartier in Liissum gefordert, weil dort immer noch viele freie Wohnungen an
Familien vermietet werden kdnnen. Jiingere und allein reisende Gefliichtete kommen in kieineren
Wohnungen z.T. betreut im gesamten Stadtteil unter.

Dazu kommen Armuts- und Arbeitsmigranten aus Osteuropa, die Gberwiegend im Blumenthaler
Zentrum bei Verwandten oder Bekannten unterkommen oder iiberteuerten Wohnraum anmieten
missen, weil sie keine staatliche Unterstiitzung bekommen.

Bereits in der Zeit, als es in Blumenthal viele Notunterkinfte gab, hat der Beirat auf die neuen
Herausforderungen reagiert und gemeinsam mit der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung das
Projekt ,Willkommen bei Freunden* begonnen.

Ging es hierbei zundchst um junge Gefliichtete, hat sich der Fokus mittlerweile auf alle Gruppen von

Zuwanderung im Stadtteil geweitet.
Mittlerweile hat der Beirat als Zielstellung den ,,Blumenthaler Weg“ ausgerufen.

Der ,Blumenthaler Weg*“ beschreibt im Wesentlichen das Ziel, ein friedvolles, auf gemeinsamen
Respekt und gemeinsam definierten Werten beruhendes Zusammenleben der Menschen aller

Kulturen im Stadtteil zu gewahrleisten.

m Sprechzeiten Bankverbindungen

Dienstgebéude / Eingang Bus-Linie 90/91 Mo. — Do. Bremer Landesbank

Landrat-Christians-Str. 99a Haltestelle: 09.00 — 15.00 Uhr IBAN: DE27 2905 0000 1070 1150 00 BIC: BRLADE22XXX
28779 Bremen Blumenthal/Mark Fr. 09.00 — 13.00 Uhr Sparkasse Bremen

Oder nach Vereinbarung IBAN: DE73 2905 0101 0001 0906 53 BIC: SBREDE22
Deutsche Bundesbank, Filiale Hannover
IBAN: DE16 2500 0000 0025 0015 30 BIC: MARKDEF1250

Dienstleistungen und Informationen der Verwaltung unter Tel. (0421) 361-0

www transparenz.bremen.de, www.service.bremen.de
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Der Beirat hat einen Ausschuss eingerichtet, der die ‘Aufgabe hat diesen Prozess voran zu treiben
und im Februar 2017 hat der Beirat die erste Blumenthaler Integrationskonferenz mit vielen
erfahrenen und motivierten Teilnehmern durchgefihrt.

In dieser — auch medial — beachteten Konferenz wurden inhaltliche Forderungen an ein Gelingen des
.Blumenthaler Wegs* formuliert, die der Beiratsausschuss nun in einem Diskussionsprozess
abschichtet und am Ziel orientiert umsetzen will.

Als wesentlicher Faktor fiir das Gelingen von Integration und .Brickenpfeiler” fur den ,Blumenthaler
Weg* sieht der Beirat die Schaffung eines Ortes fiir Begegnung und Bildung, an dem Zugewanderte
die Grundlagen fiir ein Leben in unserer Gesellschaft erwerben kénnen und Einheimische wertvolle
Informationen tber die neuen Mitbirger erlernen kénnen. Daher hat der Beirat durch seinen
Ausschuss am 29. Mai 2017 den folgenden Beschluss gefasst:

»Ein Quartiersbildungszentrum fiir Blumenthal

Blumenthal braucht dringend ein Quartiersbildungszentrum, um die Grundlagen fiir ein
Miteinander der Menschen im Stadtteil zu schaffen. .

Dafiir eignet sich in herausragender Art und Weise das historische Blumenthaler Rathaus.
Das Rathaus liegt mitten im Zentrum und steht seit einem Jahr leer, weil niemand eine
Nutzung dafiir sieht oder die Sanierung bezahlen kann und will.

Neben dem Quartiersbildungszentrum kann das alte Rathaus dann entsprechend den
Beschliissen des Beirats auch das kiinftig kleinere Polizeirevier und das Ortsamt

beherbergen.

Die Senatorin fiir Finanzen wird aufgefordert, den Auftrag zur Sanierung und Herstellung der
Barrierefreiheit fiir das historische Blumenthaler Rathaus an Immobilien Bremen zu erteilen
und die dafiir grob geschitzten 2.300.000,00 Euro Haushaltsmittel zur Verfiigung zu stellen.
Die Sanierung soll bereits im Jahr 2018 erfolgen. Daher wird erwartet, dass aus dem laufenden
Haushalt die erforderlichen Planungen finanziert und schnellstméglich beauftragt werden.*

Fir Riickfragen stehe ich gern zur Verfligung.

Zusétzlich bitte ich darum, gemaR den Bestimmungen des Bremischen Informationsfreiheitsgesetzes
zu prifen, ob lhre Antwort auf diesen Beiratsbeschluss auf der Internetseite unseres Ortsamtes
veréffentlich werden darf und um entsprechende Mitteilung.

Mit freundlichen GriiRen

Nowack
Ortsamtsleiter

Durchschrift zur Kenntnis:

Die Senatorin fiir Kinder und Bildung
Die Senatorin fiir Finanzen

Der Senator fur Inneres
Senatskanzlei
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Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen Integration und Sport Bremen, 29. Juni 2017
bearbeitet von
Frau Siegel
Tel. 89404

Stellungnahme zum Antrag des Beirats Blumenthal vom 29. Mai 2017

Allgemeine Einordnung:

Der Antrag zielt darauf ab, ein neues Quartiers-(-bildungs)zentrum in Blumenthal —
vorzugsweise im Blumenthaler Rathaus einzurichten. Begrindet wird dies mit der
Neuzuwanderung in Blumenthal. Im Rathaus sollen Begegnung und Bildung sowie der
Erwerb der Grundlagen fir ein Leben in unserer Gesellschaft stattfinden. Zudem sollen
Einheimische dort Informationen Uber die neuen Mitbirger erhalten.

Die Senatorin fur Finanzen wird mit dem Antrag dartiber hinaus aufgefordert,
Sanierungsmittel in H6he von 2.300.000,--€ fir die Sanierung bereit zu stellen.

Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport:

Die Senatorin fUr Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport ist sich der grof3en
Herausforderungen, die durch Zuwanderung entstanden sind, bewusst. Insbesondere in
benachteiligten Quartieren werden daher sowohl Férderprogramme eingesetzt, als auch sog.
Quartierszentren aufgebaut. Dies ist auch im Ortsamtsbereich Blumenthal geschehen.
Aktuell besteht im Bereich Lissum-Bockhorn das "Haus der Zukunft®, das einerseits als
Quartierszentrum dient und andererseits auch als "Mehrgenerationenhaus" fungiert,
ausgestattet mit zusatzlicher Férderung von Bund und Stadtgemeinde Bremen.

Ein weiteres kleineres Quartierszentrum (Quartierstreff) wurde von der Senatorin fur Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport in Blumenthal (Kapitdn-Dallmann-Strasse)
eingerichtet.

Darliber hinaus wurden im Rahmen des Integrationskonzeptes des Senates insgesamt 8
guartiersbezogene Beratungsstellen, angegliedert an Quartierszentren eingerichtet. Diese
Beratungsstellen sollen insbesondere Neuzuwanderer (altersunabhangig) beim "Ankommen
im Quartier" unterstiitzen. Im Ortsteil Blumenthal besteht eine solche Beratungsstelle beim
Haus der Zukunft in Lissum-Bockhorn.

Quartiershildungszentren sind demgegentber im Zusammenhang mit Schulen entstanden
und ressortieren bei der Senatorin Kinder und Bildung.

Empfehlung:
Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport halt die zur Zeit

bestehenden Angebote fir Zuwanderer/- innen fur hinreichend und hat im Rahmen der
Hauhaltsaufstellung die Beratungsstellen fir Zuwanderer erneut angemeldet, damit sie auch
in den Jahren 2018/19 vor Ort zur Verfigung stehen.
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Ortsamt Burglesum Freie
o
% Hansestadt
Bremen
Ortsamt Burglesum « Oberreihe 2 « 28717 Bremen Auskuntft erteilt

Die Senatorin fur Soziales, J dF Herr Boehlke
Ie Senatorin tur soziales, Jugend, Frauen, T (0421)3 617100

Integration und Sport F (04 21) 4 96 71 00

Uber: Frau Mauersberg E-Mail

Florian.Boehlke@
oaburglesum.bremen.de

Nachrichtlich: Internet:
- . www.ortsamt-
Senatskanzlei burglesum.bremen.de

Herr Harjes

Datum und Zeichen
lhres Schreibens

Per E-Mall
Mein Zeichen
(bitte bei Antwort angeben)
1

Bremen, 16. Juni 2017

Antrag zur Bereitstellung von Haushaltsmitteln flir die padagogische Begleitung des Kinder-
und Jugendbeirates

Sehr geehrte Frau Mauersberg,
sehr geehrte Damen und Herren,

Der Beirat Burglesum hat sich in einer 6ffentlichen Sitzung am 13. Juni 2017 mit dem oben genann-
ten Thema befasst. Nachfolgend Ubersende ich lhnen hierzu einen einstimmigen Beschluss mit der
Bitte um Berlicksichtigung im weiteren Verfahren.

Beschluss:

Der Beirat Burglesum beantragt gemaf 832 (1) Ortsgesetz Uber Beirate und Ortsamter bei der Se-
natorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport Im Rahmen der Aufstellung der Haushal-
te 2018 / 2019 Mittel fur die qualifizierte padagogische Begleitung des Kinder- und Jugendbeirates
Burglesum zur Verfligung zu stellen.

Begriindung:

Die Beirate und Ortsamter sind gemaf dem Ortsgesetz Uber Beirdte und Ortsamter verpflichtet Kin-
der und Jugendliche an Entscheidungsprozessen zu beteiligen und das kommunalpolitische Enga-
gement von Jugendlichen im Beiratsbereich zu férdern und zu unterstiitzen. Die administrativen
Aufgaben werden bereits durch das Ortsamt Gibernommen. In den letzten sieben Jahren, in dem in
Burglesum ein aktiver Kinder- und Jugendbeirat existiert, wurde immer wieder deutlich, dass die Ju-
gendlichen, neben der Begleitung durch das Ortsamt, eine padagogische Begleitung fir ihre Arbeit
dringend bendtigen. Dariiber hinaus wird die Bedeutung und Forderung von Jugendbeiraten auf

Ortsamt Burglesum (E\ _ Bus- F (0421) 361 7110 Offnungszeiten
Oberreihe 2 > Fahrstuhl an der Stim- Haltestelle E-Mail Office@ montags-donnerstags von 9 bis 15 Uhr,
28717 Bremen seite des Gebaudes Lesum / Kirche oaburglesum.bremen.de freitags von 9 bis 13 Uhr

und nach telefonischer Vereinbarung



Stadtteilebene im Rahmenkonzept fir die offene Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen eben-
falls deutlich herausgestellt und unterstreicht zusatzlich die Forderung des Beirates.

Fur Ruckfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfigung.

Mit der Bitte um Antwort verbleibe ich
mit freundlichen GriiRen

O rie

Florian Boehlke
Ortsamtsleiter
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Die Senatorin flr Soziales, Jugend, Bremen, 07.07.2017
Frauen, Integration und Sport
Bearbeitet von Frau Frank
Tel. 361 7744

Stellungnahme zum Antrag des Beirates Burglesum vom 13. Juni 2017

Allgemeine Einordnung:

Im Antrag des Beirats wird gefordert, Mittel fur die qualifizierte padagogische Begleitung des
Kinder- und Jugendbeirates Burglesum zur Verfligung zu stellen.

Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport:

Die Zustandigkeit fur die Jugendbeirate liegt nicht bei der Senatorin fur Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport. In 8 6 des Ortsgesetzes Uber Beirdte und Ortsamter ist
festgelegt: ,Der Beirat foérdert und untersttitzt das kommunalpolitische Engagement von
Jugendlichen im Beiratsbereich. Der Beirat kann eine Jugendbeirat griinden.”

Gleichwonhl fordert die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport die
Jugendbeteiligung in den Stadtteilen im Kontext des Rahmenkonzeptes fir die Offene
Jugendarbeit, denn die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen bei allen relevanten
Fragen und Prozessen im kommunalen Bereich zu erméglichen und zu fordern, ist einer der
zentralen Auftrage der offenen Jugendarbeit. Die Unterstitzung stadtteilbezogener Formen
der Jugendbeteiligung, zu denen auch die Jugendbeirate gehdren, durch die offene
Jugendarbeit ist im Rahmenkonzept grundsétzlich vorgesehen, auch wenn der Fokus der
Forderung von Jugendbeteiligung durch die offene Jugendarbeit zunéchst bei der Gestaltung
der Angebote im Stadltteil liegt. In Burglesum wurde eine von der Senatorin flr Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport in Kooperation mit dem LidiceHaus initiierte und
maf3geblich finanzierte Jugendbeteiligung durchgefiihrt, die eine Grundlage fiir die
Angebotsgestaltung in der offenen Jugendarbeit bildet (Stadtteilkonzept).

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Hohe Haushaltsmittel fiir den Férderzweck
der stadtteilbezogenen Jugendférderung gesamtstadtisch zur Verfligung stehen. Der
Jugendhilfeausschuss hat mit Beschluss vom 04.08.2016 festgelegt, dass in diesem
Rahmen alle Stadtteilbudgets fir die offene Jugendarbeit zum 01.07. 2016 um 8,8%
angehoben werden, sowie den Stufenplan zur Erreichung der Zielzahlen im sozial
gewichteten Verteilerschlissel umzusetzen. Der von der Senatorin fir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport vorgelegte Entwurf fiir die Haushalte 2018/2019 sieht eine
erneute Anhebung der Anschlage vor. Diese ermoglichen in 2018 eine Anhebung aller
Stadtteilbudgets um voraussichtlich 1,0 %; in 2019 eine Anhebung um ebenfalls
voraussichtlich 1,0%. In 2018 kann auRerdem der vom Jugendhilfeausschuss am
11.11.2014 beschlossene Stufenplan zur Erreichung der Zielzahlen im sozial gewichteten
Verteilerschlissel erneut umgesetzt und damit abgeschlossen werden. Burglesum gehdrt
nicht zu den Stadstteilen, fir die eine Erhéhung der Zielzahlen beschlossen wurde. Der sozial
gewichtete Verteilerschlissel hatte vielmehr eine Reduzierung des Stadtteilbudgets um ca.
30% vorgesehen. Durch den Beschluss, keine Umverteilung vorzunehmen, sondern die im
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sozial gewichteten Verteilerschlissel ermittelten hoheren Mittelkontingente flr andere
Stadltteile in einem Stufenplan bis 2018 durch Erhéhungen der Haushaltsanschlage fir die
offene Jugendarbeit zu erreichen, ist der Stadtteil bei der Mittelverteilung daher im Vergleich
begunstigt worden. Burglesum hat trotz der ermittelten niedrigeren Zielzahlen von der
Erh6hung aller Stadtteilbudgets zum 01.07.2016 profitiert und soll auch in 2018 und 2019 die
im Rahmen der Eckwerte vorgesehene lineare Erh6hung aller Stadtteilbudgets erhalten.

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport begrii3t die vom Beirat
Burglesum formulierte Forderung und Begriindung fachlich, sieht aber im Rahmen der durch
Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte keine Moglichkeit, dieser durch zusatzliche Mittel zu
entsprechen. Gemald Rahmenkonzept fir die offene Jugendarbeit obliegt es dem
Controllingausschuss im Stadtteil, die Erhéhungen des Stadtteilbudgets bedarfsgerecht
einzusetzen und ggf. Mittel fir eine paddagogische Begleitung des Jugendbeirates
einzusetzen.

Empfehlung: Der Antrag sollte abgelehnt werden.
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Ortsamt Obervieland Freie

ogo Hansestadt

\: Bremen

Bremen, 14.06.2017

Beschluss

des Beirates Obervieland vom 13. Juni 2017

Laufzeitverlangerung fiir das Projekt ,Ankommen im Quartier”

Der Beirat Obervieland fordert die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und
Sport auf, die Laufzeit des Projekts ,,Ankommen im Quartier” (iber den derzeit vorgesehenen
Abschluss zum Jahresende 2017 hinaus bis mindestens zum Ende des Jahres 2018 in kontinu-
ierlicher Besetzung zu verlangern.

Begriindung:

In Obervieland hat das Projekt, statt wie urspriinglich vorgesehen zum Jahresbeginn, erst zum
01.05. des laufenden Jahres starten kdnnen. Zudem wird die zuklnftig gréRte Einrichtung fur
gefliichtete Menschen im Stadtteil, das Ubergangswohnheim Marie-Mindermann-StraRe mit
ca. 250 geplanten Bewohner_innen, erst Anfang Juli seinen Betrieb aufnehmen. Setzt man da-
neben eine notwendige Einarbeitungsphase im Projekt voraus, blieben nach der derzeitigen
Planung fur die eigentliche Unterstiitzungsarbeit im Quartier nur noch wenige Monate. Um im
Stadtteil aber effektiv und nachhaltig von den Potenzialen des Projekts profitieren zu konnen,
ist hierfiir deutlich mehr Arbeitszeit und somit eine Laufzeitverlangerung liber das Jahresende
hinaus notwendig.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Zustimmung

gez. Radolla

Michael Radolla

(Ortsamtsleiter)
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Ortsamt Hemelingen | Freie
- Ortsamtsleiter - ' ‘ Hansestadt
Bremen

Bremen, den 16.06.2017

Beschluss

 des Beirates Hemelingen vom 15.06.2017
wFortsetzung des Projektes ,Ankommen im Quartier”

Der Beirat Hemelingen fordert die Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen, Integration und
Sport auf, die erforderfichen Mittel fur die Fortsetzung des Projektes ,Ankommen im Quartier
Gber den 31.12.2017 hinaus zur Verfligung zu stellen.

Abstimmungsergebnis: einstimmig

Godehardstrafie 19 Dienstleistungen und Informationen der " Haltestellen

Verwaltung unter Tel.: {0421) 361-0.
2. Eiagg g (0421) Hemelinger Bahnhofstraiie
ﬁig?{?et_ ramen www. fransparenz.bremen.de (Buslinie 40 7 41)
hitp:fiwww . ortsamt-hemelingen.de www.senvice. bremen.de Bahnhof Sebaldsbriick

Bahnhof Hemelingen

d-} Das Ortsamt ist
parrierefrel zu erreichen
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Ortsamt Horn-Lehe o Freie
& Hansestadt
Bremen
Ortsamt Horn-Lehe Leher HeerstraRe 105-107 28359 Bremen Auskunft erteilt

Ortsamtsleiterin Inga Késtner

T (04 21) 361 3052

. . . F (04 21) 496 3052
Die Senatorin flr Soziales, Jugend, E-Mail:

Frauen und Sport inga.koestner@oa-horn-
lehe.bremen.de
Datum und Zeichen

. . Ihres Schreibens
Nachrichtlich

. Unser Zeichen
» Hubert Resch (Vorsitzender AMeB e.V.) (bitte bei Antwort angeben)

= | ena-Christin Jager (AMeB Holler Grund)
Bremen, 19. Juni 2017

Begegnungsstatte Horn-Lehe als Begegnungszentrum ausweisen und finanziell wie
bisher foérdern statt zu kirzen

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der letzten Sitzung des Beirates Horn-Lehe am 15.06.2017 wurde einstimmig folgender
Beschluss gefasst, den wir lhnen mit der Bitte um Kenntnisnahme und weitere Erledigung
Ubermitteln:

1. Der Beirat Horn-Lehe fordert die Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen, Integration
und Sport auf, den Standort der Begegnungsstétte Horn-Lehe im Hollergrund lang-
fristig zu erhalten, auszubauen und zu fordern.

2. Der Beirat Horn-Lehe fordert die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration
und Sport auf, die Begegnungsstétte Horn-Lehe im Hollergrund innerhalb des entwi-
ckelten Drei-Saulen-Modells als "Begegnungszentrum” mit 8,5 Stunden-Kraft auszu-
weisen und den zustandigen Trager AMeB wie bisher finanziell bedarfsgerecht zu
unterstitzen statt die jahrlichen Fordermittel - wie geplant - zu kiirzen.

3. Der Beirat Horn-Lehe bittet den Verein Aktive Menschen (AMeB) als verantwortlichen
Trager der Begegnungsstatte Horn-Lehe, dem Beirat das von der senatorischen Be-
horde geforderte "Konzept" ebenfalls zur Kenntnisnahme zur Verfiigung zu stellen.
(Der Beirat Horn-Lehe interessiert sich in diesem Zusammenhang insbesondere da-
fur, ob und wie Synergien mit den vorhandenen Angeboten der Bremer Heimstiftung
mdglich sind und wie eine verbesserte Offentlichkeitsarbeit AMeBs aussehen kdnnte,
um weitere Seniorinnen und Senioren aus dem Stadtteil zu motivieren, aktivam Pro-
gramm der Begegnungsstatte teilzunehmen.)

Dienstgebdude StraRenbahn/Bus Offnungszeiten Internet/E-Mail
Leher Heerstr. 105-107 Linien 4, 33, 34 Mo - Do: 9 - 15 Uhr www.ortsamt-horn-lehe.bremen.de
28359 Bremen m Horner Miihle Fr: 9-13 Uhr office@oa-horn-lehe.bremen.de

und nach Vereinbarung



Begrindung:

Begegnungsstatten sind offentliche Orte, an denen Seniorinnen und Senioren des Stadtteils
soziale Kontakte knipfen, an denen sie in gemeinschaftlicher Runde ihre Zeit verbringen
und an denen ihnen dariber hinaus vielfaltige kulturelle Angebote sowie professionell be-
treute Kurse zur Erhaltung ihrer Gesundheit gemacht werden. Begegnungsstatten dienen
mithin der soziokulturellen Teilhabe insgesamt - gerade auch fur altere Menschen mit ge-
ringem Einkommen - und sind ein elementarer Baustein fir ein selbstbestimmtes Leben bis
ins hohe Alter. Umso dringender erscheint der Erhalt und langfristige Ausbau aller Begeg-
nungsstatten in den Quartieren, insbesondere in Stadtteilen mit einem weiteren Anstieg des
Anteils an élteren Menschen, wie etwa in Horn-Lehe (Horn-Lehe hatte Ende 2015 26.141
Einwohnerinnen, davon waren allein 6.322 tber 65 Jahre alt. Damit betragt der Anteil alte-
rer Menschen im Stadtteil rd. ein Viertel an der Gesamtbevélkerung.).

Der Beirat Horn-Lehe hat sich in den vergangenen Wochen mehrmals ausfihrlich mit der
Thematik "Begegnungsstatten in Horn-Lehe" auseinandergesetzt. So zuletzt auf der Sitzung
des Ausschusses Soziales, Kultur und Sport am 28. Marz 2017, auf der u.a. Vertreterinnen
des Vereins Aktive Menschen (AMeB), dem Betreiber der Begegnungsstatte Horn-Lehe im
Stiftungsdorf Hollergrund, den Ausschussmitgliedern tber ihre Arbeit vor Ort berichtet ha-
ben.

Wie nun aus dem senatorischen Zwischenbericht "Begegnungsstatten in der Stadt Bremen
- Konzept zur Weiterentwicklung der Angebote fir altere Menschen" vom 23.05.2017 her-
vorgeht, plant die zustdndige Behorde, die Begegnungsstétte Horn-Lehe (im Hollergrund)
zukUnftig der untersten Kategorie "Begegnungstreff* zuzuordnen und entsprechend
schlecht finanziell auszustatten. Betrug die Férderung bisher 30.469 € im Jahr, so soll der
Trager AMeB in Zukunft nur noch mit 5.000 € jahrlich geférdert werden. Das entspricht ei-
ner Reduzierung von 25.469 € der bisherigen Mittel zur Finanzierung der Arbeit der Begeg-
nungsstatte Horn-Lehe. Selbst wenn - wie aus dem Entwurf hervorgeht - der Trager offen-
sichtlich zuletzt einen Teil der Férdersumme nicht fir die lokale Begegnungsstétte, sondern
zum Ausgleich fur Defizite in anderen AMeB-Begegnungsstatten verwendet haben soll, wird
deutlich, dass mit einer Forderung von nur 5.000 € und der Einstufung in die Kategorie "Be-
gegnungstreff" das bisherige Angebot keinesfalls aufrecht erhalten werden kann und der
Fortbestand der Begegnungsstatte Horn-Lehe in hohem Mal3 gefahrdet ist. AMeB selbst
betont in einer Stellungnahme, dass die Arbeit der Begegnungsstatte den Anforderungen im
Rahmen der finanziellen Férderung und dem Einsatz einer 8,5 Stunden-Kraft entspricht
(Kategorie "Begegnungszentrum”). Insofern ist das monatliche Programm nicht durch die
Raumsituation begrenzt, sondern durch die Begrenzung auf 8,5 Stunden fir die hauptamtli-
che Leitung. Eine Herabstufung zu einem "Begegnungstreff" wirde nicht nur eine wesentli-
che Schwéachung des Angebots bedeuten, sondern kénnte mdglicherweise ganz zum Erlie-
gen der Begegnungsstatte Horn-Lehe fihren. Angesichts der beschriebenen Bedeutung der
Begegnungsstétten und drohender Altersarmut in der Gesellschaft kann das politisch nicht
gewollt sein.

Mit freundlichen GrifRRen

Kostner
(Ortsamtsleiterin)



Stellungnahme zu Anlage 14

Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen Integration und Sport Bremen, 30. Juni 2017
bearbeitet von
Frau Nowack
Tel. 361 - 2886

Stellungnahme zum Antrag des Beirats Horn-Lehe vom 15. Juni 2017

Allgemeine Einordnung:

Der Beirat fordert die Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport auf, die
Begegnungsstatte Horn-Lehe langfristig zu erhalten, in der bisherigen Form weiter zu férdern
und auszubauen.

Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport:

In der Stadtgemeinde Bremen wird derzeit in einem langfristigen Prozess und unter
Beteiligung der Akteure ein zukunftsfahiges Konzept zur Neuaufstellung der
Begegnungsstatten mit dem Ziel der Qualitatssteigerung erarbeitet. Am 1.6.2017 wurde der
stadtischen Deputation fiir Soziales, Jugend und Integration hierzu ein Zwischenbericht
vorgelegt (,Begegnungsstatten in der Stadt Bremen — Konzept zur Weiterentwicklung der
Angebote alterer Menschen, Teil II¥). Diesem Zwischenbericht und dem darin
vorgeschlagenen weiteren Verfahren wurde von der Deputation zugestimmt.

Im Zwischenbericht ist bezliglich der Begegnungsstéatte Horn-Lehe festgehalten, dass dieser
Standort nicht den Standards einer Begegnungsstatte entspricht. Die Raumlichkeiten, das
Angebot, die Nachfrage und das Einzugsgebiet (Quartier Hollergrund) entsprechen nicht den
Erwartungen an eine Begegnungsstatte und ihres Umfelds.

Um Synergieeffekte zu nutzen wurde der Deputation vorgeschlagen, die Kooperation mit der
Bremer Heimstiftung zu intensivieren. Die Senatorin flr Soziales, Jugend, Frauen,
Integration und Sport kann sich weiterhin im Rahmen eines ,Senioren-Treffs* an den
Programmkosten beteiligen. Dieses Vorhaben entspricht der Zielsetzung, keinen Standort
der Begegnung ganzlich aufzugeben.

Empfehlung:
Es wird Ablehnung empfohlen. Ein Ausbau der Begegnungsstatte Horn-Lehe am Standort

Hollergrund ist nicht erfolgsversprechend. Insgesamt werden allerdings die Haushaltsmittel
fur die Begegnungsstétten in der Stadtgemeinde Bremen nicht gesenkt.
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Ortsamt Huchting Freie
,i Hansestadt
Bremen

5. Sitzung des Beirates Huchting am 19.06.2017

TOP 4 Angebote fur Gefliichtete in Huchting

Ankommen im Quartier

Einstimmiger Beschluss:

1. Der Beirat stellt fest, dass der Erhalt der Stelle ,,Ankommen im Quartier” im
Beiratsgebiet Huchting fiir eine Unterstiitzung der Integration von neu zugezogenen
Gefliichteten auBerordentlich wertvoll ist und auch in absehbarer Zukunft dringend
benotigt wird.

2. Der Beirat Huchting fordert die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen,
Integration und Sport auf, bei den anstehenden Planungen des Haushalts 2018/2019
die Finanzierung der Stelle ,,Ankommen im Quartier” in Huchting mit mindestens der
zur Zeit veranschlagten Personal- und Sachmittel sicherzustellen. In Anbetracht des
groBBen Einzugsgebiets und der hohen Anzahl von Gefliichteten, die im Beiratsgebiet
eine Unterkunft gefunden haben und noch finden werden, erscheint eine Erhéhung
des Anschlags durchaus sachgerecht und wiinschenswert.

Begriindung:

Zu Beginn der Phase stark gestiegener Zuzugszahlen Gefliichteter 2014/2015 ging es in
erster Linie darum, den Menschen mit Zelten, Notunterkiinften und Ubergangswohnheimen
ein Dach uber dem Kopf zu bieten und sie zu versorgen. Nach dieser temporaren
Unterbringung in Gemeinschaftsunterkinften sind ca. 3500 der geflichteten Menschen nun
in eigenen Wohnungen im Bremer Stadtgebiet gezogen, insbesondere in die Stadtteile mit
preiswerterem Wohnraum in die sog. WiN-Gebiete. Der Zuzug aus den
Ubergangswohnheimen in die Quartiere wird noch lange anhalten. Es sind aktuell weiterhin
5000-6000 Menschen in Ubergangswohnheimen und Notunterklinften untergebracht. Die
européische und globale Flichtlingspolitik und die damit verbundenen Fluchtursachen
machen es unmdglich zu beurteilen, ob die Anzahl der Zuwanderung weiter sinken oder bald
wieder ansteigen wird.

Viele Gefllichtete haben vielseitige und langfristige Beratungs- und Unterstitzungsbedarfe.
Das Leben in einer eigenen Wohnung und in einem véllig neuen Umfeld stellt die
geflichteten Menschen vor eine Vielfalt von Herausforderungen und Fragen, die in den
Sammelunterkinften mit Ansprechpersonen und gewissem Netzwerk so nicht gegeben
waren.

Zur Unterstltzung der Integration hat das Sozialressort acht halbe Stellen ,Ankommen im
Quartier — Beratung” in den WiN-Gebieten eingerichtet. Diese sind bislang nur bis Ende 2017
finanziert. Ihre Arbeit zielt auf Beratung, Begleitung und Unterstlitzung bei Zugéngen zu
Gesundheit, Bildung, materieller Existenzsicherung, Arbeit, Wohnung und Mitbestimmung,
und sie zielt auf die persdnliche Weiterentwicklung. Insbesondere geht es um Vermittlung in
Sprach- und Integrationskurse, Hilfe bei allen Behérdenangelegenheiten, Fragen zu Kindern
und Familie, Mitarbeit bei der Entwicklung von Informationsmaterial fur Fllichtlinge, Beratung
und Weitervermittlung zu Fragen zum Thema Arbeit, Ausbildung, Asylverfahren,
Anerkennung von Abschlissen, Vermittlung bei fachspezifischen Themen wie Behinderung
oder Traumata bis hin zu Organisation von Mébeltransporten.



Zur erfolgreichen Ausfiihrung ihrer Arbeit hat der Stelleninhaber in Bremen Huchting, Herr
Henschel, eine intensive Vernetzung mit relevanten Einrichtungen und Gremien im Stadtteil
geknipft, unter anderem mit den Akteuren der WiN-AG wie dem Kulturladen, dem
Mitterzentrum, der Bras, den Unterkinften der AWO, dem QBZ Robinsbalje, verschiedenen
Schulen und KiTas, der GEWOBA, Alten Eichen, dem Haus der Familie, dem Madchentreff,
der Caritas-Migrationsberatung, der Stadtteilfarm, dem Freizi Huchting und vielen weiteren.
Fur eventuelle Ubersetzungsbedarfe wird oftmals auf die gute Arbeit des Projekts Sprinter
zurlickgegriffen, die mobile Sprach- und Kulturmittler*innen zur Verfligung stellen. AuRerdem
gibt es eine Vielzahl stadtteillibergreifender Einrichtungen, zu denen Kontakt besteht, wie
Gemeinsam in Bremen, Zuflucht, die Wohnraumvermittier der AWO sowie diverse
spezialisierte Beratungsstellen im Stadtgebiet. Zur erfolgreichen Kniipfung dieser Kontakte
steht Herr Henschel in intensivem Austausch mit der Quartiersmanagerin Inga Neumann, die
fur das WiN-Gebiet zustandig ist. Auch von Seiten der Quartiersmanagements wird sich
gegeniiber dem Beirat fir eine Verlangerung der Stellen eingesetzt.

Die Anliegen der Menschen, die zur Beratung kommen, sind breit gefachert. Viele Menschen
brauchen Unterstiitzung beim Ausflillen von Antrdgen oder missen sich ihre Post erklaren
lassen, einige kommen auf der Suche nach Kindergarten- oder Ausbildungsplatzen. Neben
administrativen Problemen ist eines der Anliegen, die in den Beratungen am haufigsten
genannt werden, der Kontakt zu Deutschen. Viele Menschen haben das Geflihl, dass sie nur
im Integrationskurs zu wenig lernen, sich nur unter anderen Gefliichteten bewegen und zu
schnell wieder vergessen. Sie wiinschen sich Kontakt zu Alt-Bremern. In Zusammenarbeit
mit dem Nachbarschaftstreff Café Carl (Bras/=GEWOBA/Vacances) konnte zu diesem Zweck
ein regelmaRiger Konversations-Treff eingerichtet werden: Die ,Sprach-Werkstatt® wird
mittlerweile von einer relativ stabilen Gruppe von Menschen ganz unterschiedlicher Herkunft
regelmafig besucht, bietet dabei auch immer die Moglichkeit flr neue Personen
teilzunehmen.

Schlussfolgerungen

Die dauerhafte Absicherung der Stelle ,Ankommen im Quartier — Beratung"“ in den
Huchtinger WiN-Gebieten ist daher aus Sicht des Beirats ein wichtiger und notwendiger
Schritt, um das Gelingen von Integration in den kommenden Jahren zu unterstitzen und ein
tatsachliches Ankommen zu ermdéglichen. Eine langfristige Finanzierung der Stellen Gber
2017 hinaus ist unbedingt notwendig, um auf die bereits geschaffenen Grundlagen aufbauen
zu kénnen und die gefliichteten Menschen mit der Fllle an Unterstiitzungsbedarfen weiterhin
erreichen und verlasslich und kompetent beraten zu konnen. Es ist daher flr den Beirat von
gréRter Wichtigkeit, die konkrete Finanzierung der ,Ankommen im Quartier"-Stellen bei der
Haushaltsplanung fir die kommenden Jahre zu berilcksichtigen.

il
Schlesselmann |
(Ortsamtsleiter) ——
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5. Sitzung des Beirates Huchting am 19.06.2017

TOP 4 Angebote fiir Gefliichtete in Huchting

Angebote fiir Gefliichtete im Haus der Familie Huchting

Einstimmiger Beschluss:

o ? Der Beirat stellt fest, dass der Erhalt der Stelle ,,Angebote fiir Gefliichtete im
Haus der Familie Huchting*“ fiir eine Unterstiitzung der Integration von neu zugezo-
genen Gefliichteten auBerordentlich wertvoll ist und auch in absehbarer Zukunft
dringend benétigt wird.

2, Der Beirat Huchting fordert die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integra-
tion und Sport auf, bei den anstehenden Planungen des Haushalts 2018/2019 die Fi-
nanzierung der Stelle ,,Angebote fiir Gefliichtete im Haus der Familie Huchting® mit
mindestens der zur Zeit veranschlagten Personal- und Sachmittel sicherzustellen.

Begrindung:

Im Rahmen des Integrationskonzeptes hat das Haus der Familie seit dem 01.11.2016 eine
halbe Stelle erhalten und konnte diese Stelle bereits zum 01.11.2016 erfolgreich mit Frau
Bouchra Makhtari besetzen. Frau Makhtari wohnt in Huchting und war zuvor als Sprinterin in
dem Projekt Sprach- und Integrationsmittler beschéftigt. In dieser Téatigkeit hatte Frau
Makhtari bereits sehr gute Kontakte zu den gefliichteten Familien im Stadtteil Huchting.
Ihre Muttersprache ist arabisch und sie hat gute Deutschkenntnisse.

Ihr ist es gelungen, in sehr kurzer Zeit viele Familien, insbesondere Frauen mit Kindern, die
bereits im eigenen Wohnraum im Umfeld der Robinsbalje leben, anzusprechen und die
Mdatter in neue und bestehende Angebote im Haus der Familie einzubinden.

Seit Anfang des Jahres zadhlen gut 40 ,neue" Mutter und ihre Kinder zu den regelmaRigen
Besucherinnen im Haus der Familie Huchting.

Alle Ubergangswohnheime (UWl—_l_) in Huchting liegen im Einzugsbereich des Hauses der
Familie, insbesondere das neue UWH Obervielander Str., welches bereits bewohnt wird und
der Komplex, der zur Zeit gebaut wird, liegen direkt vor der Tur.

. Beschreibung der Zielgruppe )

Die Zielgruppe sind Familien, die in den Ubergangswohnheimen leben. Sie sind erst kurz in
Deutschland bzw. neu in den Unterkiinften hier im Stadtteil Huchting. Sie kommen
Uberwiegend aus Syrien, Irak, Iran und Afghanistan und haben nur sehr geringe bis gar
keine Deutschkenntnisse. In der Regel sind es junge Familien.

. Integrationsziele

Nur wer sich auskennt und versteht, kann eigenstandig handeln, sich angenommen und wohl
fuhlen.

Erstes Ziel ist es, den Familien Einblicke zu vermitteln, Losungswege aufzuzeigen, sie auf
dem langen Weg der Integration zu begleiten und zu unterstitzen.

Zweites Ziel ist, dass die Familien den Stadtteil Huchting zu ihrem Lebensraum machen. Sie
lernen den Stadtteil mit all seiner Vielfaltigkeit kennen. Es werden ihnen die Orte fiir
Familien, Kindern und Jugendlichen gezeigt. Kontakte geknlpft mit den Einrichtungen wie
Mutterzentrum, Sportverein, Stadtteilfarm, Madchentreff, Haus der Familie und anderen.



Die Mittel fir das Integrationskonzept sind bis Dez. 2017 begrenzt. Das gilt auch fur die
Stelle von Frau Makhtari. Nach unserer Information sind im Haushalt 2018 / 2019 diese

Mittel nicht mehr eingestellit.
Sollte Frau Makhtari nicht tiber 2017 hinaus beschéftigt werden kénnen, bricht hier im Haus

der Familie Huchting sehr viel an neuen, guten Ansatzen fur eine gelingende
Integrationsarbeit zusammen.

Der Stadtteil Huchting, der Beirat Huchting und die aktiven Trager im Stadtteil stehen far
immense Integrationsleistungen. Dieses Angebot stellt einen wichtigen und unverzichtbaren
Bestandteil dar und bedarf der Fortsetzung!

\& UWUM
Schlesselmann -V
(Ortsamtsleiter)
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Die Senatorin flr Soziales, Jugend, Bremen,18.07.2017
Frauen, Integration und Sport Bearbeitet von Frau Borgmann-Gortz
Tel.361 15777

Stellungnahme zum Antrag des Beirats Huchting am 19.06.2017

Allgemeine Einordnung:

Im Antrag des Beirats wird

1. festgestellt, dass die Stelle ,Angebote fir Gefliichtete im Haus der Familie Huchting” fur
eine Unterstltzung der Integration von neu hinzugezogenen Gefllichteten
aul3erordentlich wertvoll ist und auch in absehbarer Zukunft dringend ben6tigt wird,

2. gefordert, bei den anstehenden Planungen der Haushalte 2018/2019 die Finanzierung
der Stelle ,Angebote fur Geflichtete im Haus der Familie Huchting” mit mindestens der
zur Zeit veranschlagten Personal- und Sachmittelausgaben sicherzustellen.

Stellungnahme der Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport:

Mit Beschluss vom 19.04.2016 hat der Senat im Rahmen des Integrationskonzepts
Teilbudgets gebildet, wobei im Teilbudget 5 (Ehrenamt, Gesundheit und Integration in den
Quartieren) fur ,Stadtteilbezogene Familienarbeit* Mittel fur Personalkosten (3 BV fir die
Héauser der Familie) und fir konsumtive Ausgaben fir 2016 und 2017 festgelegt wurden. Die
Héauser der Familie sind kommunale Einrichtungen des Amtes fir Soziale Dienste und sind
Uberwiegend in sozial benachteiligten Stadtteilen verortet. Das Haus der Familie Huchting
erhalt aus diesem Budget Personalkosten fir 0,5 BV und hat diese Position mit Frau
Makhtari besetzt. Mit vorliegendem Beschluss fordert der Beirat Huchting die Senatorin fur
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport auf, die Personal- und Sachmittelausgaben
fur diese Stelle bei den Planungen der Haushalte 2018/2019 zu berticksichtigen.

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport begri3t die positive
Ruckmeldung und Wertschéatzung fur die von der Mitarbeiterin des Amtes fir Soziale Dienste
erbrachte Integrationsarbeit. Sie sieht ebenso wie der Beirat Huchting die Notwendigkeit die
Integrationsarbeit weiterhin zu férdern und die in den Quartieren verorteten Einrichtungen zu
unterstutzen. Den Familien das dauerhafte Ankommen in den Quartieren zu ermdglichen, sei
es in Wohnungen oder in Gemeinschaftsunterkiinften lebend, ist ein wichtiges Aufgabenfeld
der kommenden Jahre. Die Einwanderungsgesellschaft lebt von aktiver Gestaltung und
braucht konkrete MaRnahmen, die sich sowohl an Zugewanderte, aber auch die
aufnehmende Gesellschaft richten.

Mit den Sofortprogrammen und dem ressortiibergreifenden Integrationskonzept fur
Gefluchtete von Januar 2016 in Verbindung mit dem Budget zur Integration Gefllichteter in
den Jahren 2016/17 hat der Senat den Prozess zur Aufnahme und Integration Gefliichteter
konzeptionell umfassend aufgestellt und dies mit konkreten MaRnahmen und Ressourcen
hinterlegt. Durch konkretisierende Beschliisse zum Integrationsbudget ab April 2016 wurden
Rahmenbedingungen gelegt, die konkretes Handeln erméglichen.

Der Senat hat am 20.06.2017 im Rahmen der Revisionsbeschliisse zur HH-Aufstellung
2018/2019 die Bereitstellung von zuséatzlichen Mitteln fur die Fortfihrung der
Integrationsmaf3nahmen beschlossen. Fir das Teilprojekt ,Stadteilbezogene
Familienarbeit sollen weiterhin in 2018/2019 Finanzmittel zur Verfiigung stehen. Hiermit
werden die finanziellen Voraussetzungen zur weiteren Integration von Gefliichteten
eingeleitet.

Im Rahmen der Haushaltsaufstellung 2018/19 ist vorgesehen, zur Teilfinanzierung des
zusatzlichen migrationsbedingten Personals einen Abbaupfad zu beschreiten, mit dem die
Mehrkosten bis 2021 schrittweise abgebaut werden sollen. Dennoch wird es nach
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derzeitigem Stand des Haushaltsaufstellungsverfahrens maoglich sein, die zusatzlichen
Stellen aus dem Integrationsbudget bis Ende 2018 zu verlangern, damit die positiv
begonnene Arbeit in den Quartieren fortgesetzt werden kann. Eine Verlangerung ab 2019 ist
abhangig von der weiteren Entwicklung der Fliichtlingszahlen und den damit
einhergehenden Beratungs- und Unterstitzungsbedarfen.

Empfehlung:
Die stadtische Deputation fur Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des

Beirates Huchting vom 19.06.2017 und die Stellungnahme der Senatorin flr Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport zur Kenntnis und stellt fest, dass dem Antrag
weitgehend entsprochen werden konnte.



	Vorlage für die Sondersitzung der städtischen Deputation  für Soziales, Jugend und Integration am 04. August 2017
	Anlage 1_Antragsübersicht 2018 2019.pdf
	Tabelle1

	Anlage 2_Beschluss OA Burglesum.pdf
	Ortsamt Burglesum




